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Vorwort  

(…)  

 

Einleitung 

Die Schweiz und ihre Banken pflegten zur weissen Führungsschicht Südafrikas stets gute 

Beziehungen. Diese wurden noch enger, als das Apartheidsregime ab Mitte der 80er Jahre 

zunehmend unter Druck geriet und international isoliert wurde. Die menschenverachtende 

Apartheidspolitik stand jedoch schon seit den 60er Jahren in der Kritik von 

Menschenrechtsorganisationen und nicht zuletzt kirchlicher Institutionen. Der Ökumenische Rat der 

Kirchen (ÖRK) verurteilte die Apartheid bereits zu Beginn der 70er Jahre als Sünde. Mit seinem 

Antirassismusprogramm unternahm er konkrete Schritte gegen die Rassentrennung, auch wenn 

damit nicht alle seine Mitglieder einverstanden waren. In diesem Zusammenhang stellte sich für die 

Kirchen in der Schweiz die Frage, ob sie die Apartheid verurteilen sollten und wenn ja, in welcher 

Deutlichkeit. Diese Studie untersucht, wie verschiedene Akteure innerhalb der Katholischen Kirche 

sich dieser Frage im Zeitraum zwischen 1970 und 1990 stellten. Besondere Aufmerksamkeit kommt 

dabei der Schweizer Bischofskonferenz (SBK) als leitendem Gremium der Katholischen Kirche in 

der Schweiz zu. Eine wichtige Rolle spielte die Nationalkommission Justitia et Pax (J+P) als 

beratendes Gremium der Bischöfe in sozialethischen und politischen Fragen. Ein weiterer Akteur 

war das Fastenopfer (FO), welches als Hilfswerk der Katholischen Kirche seit den 60er Jahren 

Projekte in Südafrika unterstützte. Dank direkter Beziehungen zu Südafrika wurden mehrere 

Missionsgesellschaften und Ordensgemeinschaften, insbesondere die Kapuziner, die Immenseer, die 

Menzinger Schwestern vom Heiligen Kreuz und die Mariannhiller in dieser Sache aktiv. 

Entscheidenden Anteil daran, dass die Apartheid in kirchlichen Kreisen ein wichtiges Thema wurde, 

hatten schliesslich verschiedenste Organisationen und Arbeitsgruppen an der kirchlichen Basis. 

Dazu gehörten in den 70er Jahren die Christliche Arbeiterjugend (CAJ) und in den 80er Jahren die 

Jeunesse étudiante chrétienne (JEC) sowie die AG Kairos der Theologischen Bewegung für 

Solidarität und Befreiung. 

Der Inhalt ist in drei chronologisch geordnete Kapitel gegliedert. Während das erste Kapitel die Zeit 

von 1970 bis 1980 umfasst, sind die 80er Jahre in zwei Teile geteilt. Diese Gliederung orientiert 

sich an der Ausrufung des Ausnahmezustandes in Südafrika im Jahr 1985, der auch das Engagement 

gegen die Apartheid in der Schweiz dynamisiert und auf ein neues Niveau gehoben hat. 

Nach dem Besuch der Delegationen der Schweizer katholischen und reformierten Kirchen in 
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Südafrika 2001, schlug das Fastenopfer als treibende Kraft vor, die Rolle der Katholischen Kirche 

Schweiz im Apartheidskonflikt aufzuarbeiten. Es bot aktive Unterstützung an und unterstrich 

gegenüber der Schweizer Bischofskonferenz wiederholt die Notwendigkeit einer solchen Studie 

Obwohl sich die SBK von den südafrikanischen Bemühungen, die Apartheid-Vergangenheit 

aufzuarbeiten, beeindruckt zeigte und Bereitschaft signalisierte, sich der eigenen Vergangenheit in 

diesem Zusammenhang zu stellen, war man zunächst noch vorsichtig. Zwei Befürchtungen standen 

dabei im Raum: Zum einen, dass im Rahmen der „Jubilee 2000“-Kampagne 

Entschädigungsforderungen an die Schweiz hätten herangetragen werden können und zum anderen 

eine „Instrumentalisierung“ durch die Hilfswerke für deren entwicklungspolitische Ziele. Ab 2002 

verringerte sich der Druck auf die Schweiz und ihre Banken, und die Frage nach einer Aufarbeitung 

der Ereignisse konnte innerhalb der Katholischen Kirche weniger emotional angegangen werden. 

Die Suche nach einem Historiker für diese Arbeit gestaltete sich jedoch schwieriger als erwartet. Im 

Juni 2007 konnte der Auftrag für die Studie schliesslich an den Historiker Bruno Soliva vergeben 

werden. Ausgehend von Archivarbeit in den bereits oben genannten Institutionen und diversen 

Interviews mit engagierten Zeitzeugen entstand eine umfangreiche Dokumentation, die die 

Thematik aus der Perspektive der Katholischen Kirche in der Schweiz beleuchtet.1 Für Recherchen 

in südafrikanischen Archiven und damit einem südafrikanischen Blick auf die Thematik wären 

weitere Untersuchungen notwendig. 

Der vorliegende Text ist eine Zusammenfassung dieser umfangreichen Studie zur Haltung der 

Katholischen Kirche Schweiz zur Apartheid in Südafrika. Diese wurde vom Historiker Stephan 

Tschirren ebenfalls im Auftrag der Kommission Justitia et Pax erstellt. Ausser bei wörtlichen 

Zitaten wurde bei dieser Zusammenfassung auf ausführliche Quellennachweise verzichtet. 

 

Sowohl die Arbeit von Bruno Soliva als auch die Arbeit von Stephan Tschirren wurde von der 

Arbeitsgruppe Südafrika begleitet. Ihr gehören an: 

Daniel Ammann, Mitglied der Theologischen Bewegung 

Wolfgang Bürgstein, Generalsekretär der Schweizerischen Nationalkommission Justitia et Pax 

Josef Elsener, Mitglied der Missionsgesellschaft Bethlehem Immensee 

Claudia Fuhrer/Walter Ulmi, Programmverantwortliche Südliches Afrika beim Fastenopfer 

Mgr. Felix Gmür, bis Ende 2010 Generalsekretär der Schweizer Bischofskonferenz 

 

                                                 
1  Eine Zusammenstellung dieses Materials wird in der zweiten Jahreshälfte 2012 unter www.juspax.ch als pdf-File zur 

Verfügung stehen. 
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Die vorliegende Zusammenfassung der Studie ist auch auf Französisch und Englisch erhältlich und 

kann bei Justitia et Pax kostenlos bezogen werden. 

 

Der SEK, das Organ der Kirchenleitung der Reformierten Kirchen in der Schweiz, hat zum Umgang 

mit der Apartheid bereits zwei Studien veröffentlicht:  

 

Zürcher, Lukas: "Gute Dienste in Südafrika". Die Südafrikapolitik des Schweizerischen 

Evangelischen Kirchenbundes zwischen 1970 und 1990. Lizentiatsarbeit Universität Zürich 2004. 

 

Weber-Berg, Christoph A.: Salz der Erde oder Spiegel der Gesellschaft? Studie betreffend die 

Haltung des SEK im Kontext der "Bankengespräche" zum Thema Apartheid in den Jahren  

1986–1989. Bern 2004. 
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1. Vereinzelte Aktionen und Stellungnahmen (1970–1980) 

Bis in die 70er Jahre hinein erhielten Südafrika und die Apartheid innerhalb weiter Kreise der 

Katholischen Kirche in der Schweiz wenig bis keine Aufmerksamkeit. Zu einem Thema wurden sie 

erst durch Impulse von reformierter Seite. Die Südafrikafrage wurde von vielen Katholiken 

zunächst als „Problem der Reformierten“ wahrgenommen, nur einzelne katholische Stellen oder 

Bewegungen wurden gegen die Apartheid aktiv. Mit öffentlichen Aktionen machte die Christliche 

Arbeiterjugend (CAJ) in den 70er Jahren auf das Thema aufmerksam. Viele andere Gruppen hielten 

sich in der Öffentlichkeit mit ihren Ansichten zu Südafrika zurück. 

Einen ersten Kristallisationspunkt der Auseinandersetzung mit der Thematik stellte das 

Antirassismusprogramm des ÖRK dar, welches 1969 als Folge der Weltversammlung in Uppsala ein 

Jahr zuvor verabschiedet wurde. Dieses Programm löste gerade auch in der Schweiz grosse 

Kontroversen aus. Dem ÖRK wurde unter anderem vorgeworfen, er unterstütze damit bewaffnete 

Befreiungsbewegungen in Afrika. Diese Auseinandersetzungen wurden auch auf der katholischen 

Seite wahrgenommen und aufgegriffen. Beeinflusst durch das Zweite Vatikanische Konzil und die 

68er-Bewegung entwickelte sich eine neue Generation von Katholiken, welche neben ihrem Einsatz 

für weitere gesellschaftliche Fragen auch Partei für die Schwarzen in Südafrika und in den 

umliegenden Ländern ergriff. Weitere wichtige Gründe für dieses Engagement waren zudem die 

Kenntnis neuer entwicklungspolitischer Forderungen, ein differenzierter Begriff von Gewalt 

beziehungsweise Gewaltlosigkeit und nicht zuletzt auch persönliche Verbindungen nach Afrika. 

 

 1.1  Rassismus und Südafrika als Thema an der Synode 72 

Mit der Synode 72 setzte die Katholische Kirche in der Schweiz einen Beschluss um, den die 

Schweizer Bischöfe ein Jahr nach dem Ende des Zweiten Vatikanischen Konzils 1965 gefasst hatten. 

Nach einer gesamtschweizerischen Vorbereitung wurden in allen Bistümern eigene Synoden 

durchgeführt. Dies, um auf die verschiedenen Sprachen und Kulturen in der Schweiz Rücksicht 

nehmen zu können. Thematisch wurden die einzelnen Diözesansynoden von zwölf Interdiözesanen 

Sachkommissionen (ISaKo) begleitet. 

Ausgehend vom Thema Rassendiskriminierung war für die ISaKo 10, welche zum Thema 

„Mitverantwortung der Christen für die Missionen, die Dritte Welt und den Frieden“ arbeitete, auch 

die Situation in Südafrika ein Thema. Damit wurde durch die Synode 72 auch die institutionelle 

Kirche mit dem Thema konfrontiert. Im Vordergrund der Diskussionen betreffend Südafrika 
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während der Synode 72 stand immer klar das Antirassismusprogramm des ÖRK. 

Der Erklärung von Bern (EvB) gelang es, Themen wie „Rassismus in Südafrika“ in der 

„katholischen Welt“ bereits während der Synode bekannter zu machen, nicht zuletzt durch die 

„Interkonfessionelle Konferenz Schweiz – Dritte Welt“ im Herbst 1970, an welcher Dokumente 

verabschiedet wurden, die in einer für die Kirchen in der Schweiz später unvorstellbaren 

Deutlichkeit auf die Rassendiskriminierung reagierten. Diese Äusserungen wurden vor allem von 

der „Jugendfraktion“, die personell und methodisch enge Bezüge zur 68er Bewegung aufwies, 

eingebracht. 

Im Zusammenhang mit diesen Auseinandersetzungen kamen in der Synode neue Fragen auf den 

Tisch, welche die problematischen Tätigkeiten und Beziehungen der westlichen und damit auch 

schweizerischen Wirtschaftsunternehmen speziell im südlichen Afrika zum Inhalt hatten. Der 

Konflikt um die wirtschaftlichen Massnahmen, welche 1972 vom ÖRK initiiert und umgesetzt 

wurden, begann kurz darauf. Das Programm des ÖRK wurde ergänzt durch die erste CETIM-

Studie2, welche noch einmal detaillierter die Rolle der Schweizer Wirtschaft aufgriff.  

 

Die drei Hauptgruppen, welche die Diskussionen und Auseinandersetzungen um Südafrika bis zu 

Beginn der 90er Jahre prägten, lassen sich bereits an der Synode ausmachen. Sie zeigten sich vor 

allem in den Auseinandersetzungen um die Rassismus-Textpassagen und können vereinfachend als 

„Progressive“, „Konservative“ und „Ausgewogene“ bezeichnet werden. 

Die als „Progressive“ bezeichneten Beteiligten traten dafür ein, dass die Aussagen zum Rassismus, 

auch zur Apartheid in Südafrika, möglichst Gewicht bekamen, konkret formuliert und in 

Zusammenhang mit der Schweizer Wirtschaft gebracht wurden. 

Als Gegenpol zu den „Progressiven“ waren die „Konservativen“ an der Synode einiges schwächer 

vertreten. Sie befanden sich in einer Verteidigungsposition und wollten die neuen Ansatzpunkte 

verhindern oder zumindest relativieren. Die „Konservativen“ stellten sich insbesondere gegen das 

Antirassismusprogramm des ÖRK und gegen eine Erwähnung einzelner Länder in den 

Synodendokumenten und forderten dagegen ein Eingehen auf die Unterdrückung im Osten. 

Die dritte Gruppe schliesslich, oft Personen in der Rolle einer formellen oder informellen 

Leitungsfunktion innerhalb des Synodenprozesses, war darum bemüht, vermittelnd einen 

Kompromiss zu finden. Ihr Anliegen war die „Ausgewogenheit“. Das Synodendokument sollte aus 

ihrer Sicht eine Art Spiegelbild des durchschnittlichen Katholiken darstellen. 

                                                 
2 CETIM (Centre Europe –  Tiers Monde) (Hrsg.): Suisse – Afrique du Sud. Relations économiques et politiques. Genf 

1972. 
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Was während des ganzen Synodenprozesses fehlte, war eine Beteiligung der Menschen, welche 

direkt von Apartheid und Rassismus betroffen waren, um die Frage der Apartheid seriös angehen 

und beurteilen zu können. Engagierte Einzelpersonen oder Gemeinschaften hatten mehr oder 

weniger wirksam versucht, die Anliegen der schwarzen Bevölkerung in Form einer Anwaltschaft 

bekannt und glaubhaft zu machen. Die Sicht der Mehrheit der schwarzen Bevölkerung des 

südlichen Afrikas wurde zum Beispiel von der Erklärung von Bern (EvB) und innerhalb der 

Katholischen Kirche speziell von Anne-Marie Holenstein eingebracht. Was die Rassismusfrage 

angeht, hatte die EvB in der Schweiz eine wichtige Pionierrolle übernommen. Ihr besonderer 

Verdienst war es, Kräfte, welche gegen die Rassentrennung eintraten, ökumenisch zu bündeln. Die 

Verbundenheit der EvB mit den kirchlichen Institutionen nahm jedoch später deutlich ab. Weil ihre 

Gegner versucht hätten, der Bewegung „die christliche Motivation abzusprechen, sie ideologisch 

abzustempeln und an den Rand der Kirche oder gar über diesen hinaus abzudrängen“, seien 

„vereinzelt sogar verantwortliche kirchliche Gremien in der Einschätzung der Erklärung von Bern 

unsicher geworden.“3 

Doch, und dies betrifft vor allem die als „konservativ“ bezeichnete Seite, ging es den meisten 

Teilnehmern an der Synode im Fall der Rassendiskriminierung darum, die eigenen politischen und 

wirtschaftlichen Positionen prägnanter darstellen zu können. Man konzentrierte sich vornehmlich 

auf die Schweiz; es handelte sich weniger um eine Auseinandersetzung mit der Situationen von 

Menschen in Afrika. Insgesamt blieb dadurch Südafrika für die Synode 72 ein Randthema. 

Die Debatte der Synode hatte denn auch für viele Beteiligten keine längerfristigen Auswirkungen 

auf die Auseinandersetzung mit dem Thema der Apartheid. Zwar war der Aufruf an die Katholiken, 

sich in Zusammenarbeit mit anderen Organisationen für die Überwindung der 

Rassendiskriminierung/Apartheid einzusetzen, fast in allen Synodendokumenten der einzelnen 

Diözesen enthalten. Nachweisbare Aktionen oder das Entstehen von Gruppen, die sich konkret 

damit auseinandersetzten, hatte die Synode aber nicht unmittelbar zur Folge. Im Vorwort und im 

eigentlichen Text der Studie von Justitia et Pax „Unsere Verantwortung für Südafrika“, welche 

1981 vom Pastoralforum in Auftrag gegeben worden war und 1986 erschien, fehlte beispielsweise 

ein Hinweis auf die Synode 72. Deren Texte waren offensichtlich, was Südafrika betrifft, in 

Vergessenheit geraten. 

 

                                                 
3 Privates Archiv von Joe Elsener, Brief von Peter Walter und Pater Anton Peter im Namen der Erklärung von Bern an 

den Vorstand des SEK, die SBK usw. vom 7. Juli 1982. 
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 1.2  Solidaritätsarbeit und direkte Kontakte – die Aktionen der Christlichen 

Arbeiterjugend 

Der Sowetoaufstand führte 1976 zu einer klareren Position katholischer Bewegungen in Südafrika, 

welche auch von der Kirchenleitung mitgetragen wurde. Durch die zunehmende Repression im 

Land wurde es im Laufe der Jahre schwieriger, eine moderate Position einzunehmen, denn die 

Meinungen zum Apartheidproblem akzentuierten sich auch in der Schweiz auf beiden Seiten 

innerhalb weniger Jahre. Im Dezember 1983 musste Pius Hafner von Justitia et Pax an einer 

Südafrika-Studientagung in Freiburg feststellen, dass es nicht mehr möglich war, in dieser Frage so 

etwas wie einen gemeinsamen Nenner zwischen den Polen der einzelnen Exponenten zu finden. 

Die miteinander verbundenen Bewegungen der deutschsprachigen Christlichen Arbeiterjugend 

(CAJ), der französischsprachigen Jeunesse Ouvrière Chrétienne (JOC) sowie der auf junge 

spanische Immigranten ausgerichteten JOC/E waren nach dem derzeitigen Stand der Forschung die 

ersten Gruppen innerhalb der Katholischen Kirche in der Schweiz, welche Solidaritätsarbeit im 

Zusammenhang mit Südafrika leisteten. Ab 1977 unterstützten CAJ und JOC die verfolgten 

Mitglieder der Partnerorganisation Young Christian Workers (YCW) in Südafrika mit 

Informationsveranstaltungen und kreativen Aktionen in der ganzen Schweiz. Im Rahmen einer 

„Internationalen Kampagne“ im Jahre 1977, welche in allen Ländern, in denen die CAJ existierte, 

durchgeführt wurde, setzte sich die Bewegung für die benachteiligte Bevölkerung Südafrikas ein. 

Mit ihrem Blickwinkel von der „Arbeiterklasse“ aus und der Methode „sehen – urteilen – handeln“ 

ihres Gründers Joseph Cardijn verfügte die CAJ über einen guten Ansatz, um die Apartheidfrage 

anzugehen. Ein Charakteristikum der CAJ, welches auch für die ebenfalls auf Cardijn 

zurückgehende Studentenbewegung Jeunesse Étudiante Chretienne (JEC) gilt, war die Tatsache, 

dass die Bewegung sich nicht auf Kontakte im katholischen Umfeld beschränkte, sondern offen war 

für eine Zusammenarbeit mit diversen Gruppen, wenn es um das Thema Südafrika ging. 

Mit einer Zeitschrift, Veranstaltungen in verschiedenen Schweizer Städten, Tonbildschauen, 

Ausstellungen, Aktionsformen wie Schattenspiel, Flugblättern und Aufklebern machte die CAJ auf 

die Situation in Südafrika aufmerksam. Im Zusammenhang mit Boykottmassnahmen gab es auch 

Kontakte mit der Anti-Apartheid Bewegung (AAB). 

Als im Frühling/Sommer 1978 30 Young Christian Workers in Südafrika verhaftet wurden, reagierte 

die CAJ weltweit mit Protestbriefen und anderen Aktionen. Die Proteste gegen die Gefangennahme 

von YCW-Leuten in Südafrika waren insofern ein Erfolg, als fast alle der 30 Inhaftierten in 

Südafrika wieder freigelassen wurden oder nur relativ kurze Freiheitsstrafen erhielten. Vermutlich 

spielte der internationale Druck dabei eine Rolle, an welchem sich auch die SBK beteiligte.  
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Eine wichtige Komponente der Solidaritätsarbeit der CAJ war die internationale Koordination. Die  

CAJ war weltweit stark vernetzt, und es kam damals in der Schweiz zu einem direkten Kontakt 

zwischen dem Sekretariat der CAJ und einem Vertreter der YCW aus Südafrika, welcher gerade aus 

dem Gefängnis entlassen worden war. 

Wenige Jahre nach ihrem Einsatz für die südafrikanische Arbeiterjugend stellte die CAJ in der 

Schweiz ihre Arbeit ein. Obwohl es in der Schweiz nicht angemessen wahrgenommen wurde, hatte 

das Engagement der CAJ für die Menschen in Südafrika, vor allem aber für die südafrikanischen 

Partner vom YCW einen hohen Stellenwert. Man kann sagen, dass CAJ gemeinsam mit JOC und 

JOC/E innerhalb der Katholischen Kirche der Schweiz die einzigen Bewegungen waren, welche 

direkt auf „Soweto“ reagiert hatten. 

 

 1.3  Vorsichtige Haltung der Missionsgesellschaften 

Für katholische Missionsgesellschaften, die im südlichen Afrika tätig waren, war die 

Rassentrennung in Südafrika schon seit längerem ein Thema. Die Apartheid wurde von allen 

grundsätzlich abgelehnt. Bei der Mehrheit des Missionspersonals in Südafrika herrschte allerdings 

eine vorsichtige Haltung vor. Dieser Position schloss man sich vorerst auch in den Niederlassungen 

in der Schweiz an und schwieg zur Rassentrennung. Eine Ausnahme stellten die Kapuziner und die 

Missionsgesellschaft Bethlehem (SMB) dar. Sie verurteilten die Apartheid bereits in den 70er Jahren 

mit deutlichen Worten. Jedoch pflegten beide Gemeinschaften in Südafrika selber praktisch keine 

Missionstätigkeit. Die Motivation für den Einsatz der Schweizer Kapuziner gegen die 

Rassentrennung muss gesehen werden im Zusammenhang mit der Verbundenheit Tansanias unter 

dem Präsidenten Nyerere mit der Anti-Apartheid-Bewegung. Die Schweizer Kapuziner hatten als 

Missionare in Tansania einen Schwerpunkt gesetzt. Weiter ist hinzuweisen auf die Präsenz von 

Kapuzinern aus der Schweiz im Missionssekretariat der Ordensleitung in Rom: Daraus resultierte 

eine hohe Sensibilität für internationale Anliegen. Was überrascht, ist die Tatsache, dass der Einsatz 

der Kapuziner für die Menschen im südlichen Afrika in den entscheidenden 1980er Jahren in den 

untersuchten Archiven in der Schweiz kaum mehr nachweisbar ist. Das Engagement der Kapuziner 

war stark mit der Synode 72 verknüpft gewesen. 

Ähnlich bedeutend für die Zeit der Synode 72 war das Engagement der Missionsgesellschaft 

Bethlehem in Immensee (SMB) gegen die Apartheid. Ihre Aktivitäten zu jener Zeit standen jedoch 

weniger im Rampenlicht als diejenigen der Kapuziner. Das Engagement der SMB in der Bewegung 

gegen die Apartheid ging in den 80er Jahren nicht zurück. Die „Immenseer“ gingen von der 

teilweise vergleichbaren Situation im damaligen Rhodesien (dem heutigen Zimbabwe) aus, die sie 
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bestens kannten. Die Unterstützung des Anliegens wurde durch die Leitung der SMB, vor allem 

durch die Generaloberen Josef Amstutz und später Joe Elsener stark mitgetragen und erfolgte auf 

sehr vielfältige Weise, auch auf der Ebene der missiologischen Grundlagenarbeit. 

Andere Kongregationen mit Missionstätigkeit in Südafrika selber waren an der Synode 72, soweit 

untersucht, eher am Rande beteiligt. Dies mag damit zusammenhängen, dass sich die in Südafrika 

stark vertretenen Schwesternkongregationen, eventuell aufgrund ihres Rollenverständnisses von 

Mann und Frau, nicht selber äussern wollten. Spätestens nach 1980 jedoch traten in der Schweiz 

einzelne Schwestern mit einem neuen Selbstbewusstsein auf, engagierten sich durch 

Informationsarbeit, wiesen auf die Menschenrechtsverletzungen und die problematischen Geschäfte 

der Schweizer Wirtschaft mit dem weissen Regime hin. Diese Entwicklung wurde in diesem Fall 

wohl auch ausgelöst durch den Wandel der Kirchen in Südafrika von eher „schweigenden“ Kirchen 

zu Kirchen, welche gegen das Regime der Apartheid klar Position bezogen und entsprechend 

handelten.  

 

 1.4  Die Arbeit des Fastenopfers zu Südafrika 

Seit den 1960er Jahren unterstützte das Fastenopfer immer wieder Projekte von 

Missionsgesellschaften in Südafrika. Es ist deshalb davon auszugehen, dass in den 70er Jahren eine 

hinreichende Kenntnis der Situation in Südafrika vorhanden gewesen war, dennoch hielt sich das 

Hilfswerk, verglichen mit späteren Phasen, bis Mitte der 80er Jahre in dieser Frage stark zurück. 

Einerseits war damals die Projektarbeit im Süden mit der Öffentlichkeitsarbeit in der Schweiz 

strukturell nur schwach verbunden, andererseits kommt man aufgrund von Zeitzeugenaussagen zum 

Eindruck, dass man eine klarere Haltung zu Südafrika auch bewusst vermeiden wollte, weil man 

fürchtete, die Freunde und Spender aus der Christlichdemokratischen Volkspartei (CVP) zu 

verlieren. 

Das Fastenopfer entstand 1961 aus dem Missionsjahr der katholischen Jugendverbände. Der 

Bundesleiter des Schweizerischen Jungwachtbundes lancierte nach dem überwältigenden Erfolg des 

Missionsjahrs die Idee einer jährlichen Bildungs- und Sammelaktion in der Fastenzeit. Unter dem 

Motto „Wir teilen“ fand 1962 die erste Kampagne statt. Das frühe Fastenopfer zeigte eine stark 

religiöse und spirituelle Ausrichtung, die Kampagnen der 60er Jahre waren von spezifisch 

kirchlichen Themen, zum Beispiel den Sakramenten, geprägt. In der zweiten Hälfte der 60er Jahre 

begannen sich aber erste Veränderungen abzuzeichnen. Die Aufbruchstimmung innerhalb der 

katholischen Kirche beeinflusste auch die Arbeit des Fastenopfers. Eine wichtige Rolle spielten 

dabei die Dokumente des Zweiten Vatikanischen Konzils und die Enzyklika Populorum progressio 
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aus dem Jahr 1967. Innerhalb der Katholischen Kirche in der Schweiz nahm das Fastenopfer 

schnell eine zentrale Position ein und prägte den Blick der Katholiken auf die Länder des Südens 

stark. Ab den 70er Jahren setzte es zusammen mit der reformierten Partnerorganisation Brot für 

Brüder (seit 1991 Brot für alle) auch wichtige Zeichen in der ökumenischen Zusammenarbeit. 

Bei den Projekten, die das Fastenopfer in den 70er Jahren in Südafrika unterstützte, handelte es sich 

in erster Linie um Pastoralprojekte ohne politische Sprengkraft. Im Zentrum standen oft Bauten 

(zum Beispiel von Kirchen oder Pfarreizentren) oder Bildungsprojekte. Die Finanzierungs- bzw. 

Kooperations-Anträge kamen meistens über missionarische Gemeinschaften zustande, welche in 

der Schweiz eine Niederlassung hatten, teilweise auch über südafrikanische Diözesen. Im Laufe der 

80er Jahre wurde es beim Fastenopfer üblich, die Projekte in Südafrika weniger über 

Missionsgemeinschaften mit einer Niederlassung in der Schweiz abzuwickeln, sondern fast 

vollständig in Verbindung mit dem Sekretariat der Southern African Catholic Bishops' Conference 

(SACBC). So sollten die Projekte durch einen Schutz „von oben“ mit Verbindungen in die ganze 

Welt vor der Willkür der Staatsorgane gesichert werden. Die Projektunterstützung des Fastenopfers 

in Südafrika war also durch eine gewisse Kontinuität gekennzeichnet: Pro Jahr wurde mit wenigen 

Ausnahmen mindestens ein Projekt in Südafrika finanziell unterstützt. Hingegen gibt es keinen 

Hinweis, dass vor 1985 Reisen von Mitarbeitenden des Fastenopfers nach Südafrika stattgefunden 

hätten. 

Die damaligen Verantwortlichen beim Fastenopfer sahen Südafrika, auch wegen der 

Rassentrennung, als besonders schwieriges Arbeitsumfeld an. Interessant ist in diesem 

Zusammenhang ein Gesuch der Menzinger Schwestern vom Heiligen Kreuz von 1966, bei dem um 

Unterstützung für den Bau eines Provinzhauses der „Mischlingsschwestern“ (in Parow, Cape 

Province) als Teil eines Komplexes mit einem Waisenhaus und einer Primarschule für 

Mischlingskinder gebeten wurde. Das Haus musste als Folge einer Zwangsumsiedlung neu gebaut 

werden. Beim Fastenopfer wurde geplant, mit der südafrikanischen Botschaft Kontakt 

aufzunehmen, um die unnötige „Verschwendung“ von Spendengeldern zu verhindern. Da Sr. Clara 

Francisca Grünenfelder, die ehemalige Generaloberin der Menzinger Schwestern, ein Mitglied der 

Expertenkommission des FO war, konnte sie den Hintergrund der Vorgänge erklären. Als Folge 

wurde ein Beitrag an das Projekt bewilligt. 

Die Apartheid wurde vom Fastenopfer damals noch kaum als Menschenrechtsproblem beschrieben. 

Hingegen ist auffällig, dass die Menzinger Schwestern bei ihrem Projektantrag mit den 

Menschenrechten argumentierten. Die Generaloberin Sr. Irene Sganzini empfahl das Projekt mit 

folgenden Worten:  

„(…) Ich glaube deshalb, im Namen einer in ihren Menschenrechten verletzten Rasse an die Hilfsbereitschaft 
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der Schweizer Katholiken appellieren zu dürfen.“4 

Gleichwohl wurde das Publikum in der Schweiz mit der Agenda, die das Fastenopfer seit 1973 

gemeinsam mit Brot für Brüder herausgab, regelmässig über Südafrika orientiert. Die treibende 

Kraft für die Apartheid-kritischen Beiträge in der Agenda und für weitere Unterlagen zu Südafrika 

war das Hilfswerk der Evangelischen Kirchen der Schweiz (HEKS). Die Agenda-Beiträge mussten 

aber sowohl von Brot für Brüder als auch vom Fastenopfer „abgesegnet“ werden. 

Im Allgemeinen überliess das Fastenopfer die Öffentlichkeitsarbeit im Zusammenhang mit der 

Apartheid während langer Zeit dem reformierten Partner Brot für Brüder. Dies hing nicht zuletzt 

mit dem Gründer und Direktor des Fastenopfers, Meinrad Hengartner, zusammen, der das 

Fastenopfer und Diskussionen um die Ausrichtung des Hilfswerks stark prägte.5 Das katholische 

Hilfswerk unter seiner Leitung näherte sich dem Thema der Rassentrennung in Südafrika und vor 

allem der Rolle der Unternehmen aus der Schweiz als Unterstützer der Apartheid nur sehr 

vorsichtig. Die Verbundenheit des Fastenopfers zu Kreisen der CVP und eine kritische Haltung 

gegenüber den Anliegen der 68er-Bewegung erschwerten zunächst eine offensivere 

Auseinandersetzung mit dem Thema. Aufgrund seiner personellen Gegebenheiten war Fastenopfer 

noch nicht bereit, das Thema anzupacken.  Weiter mögen gemäss Zeitzeugenaussagen  

– die in jener Zeit noch stärker ausgeprägte Verbundenheit des FO mit konservativen CVP-

Kreisen,  

– die Angst, Spender zu verlieren und  

– die Skepsis gegenüber den neuen Anliegen der 68er-Bewegung innerhalb des Fastenopfers 

das Hilfswerk beeinflusst haben. 

Wichtige Impulse für ein Umdenken in Sachen Südafrika erhielt das Fastenopfer vom katholischen 

Netzwerk Coopération Internationale pour le Développement et la Solidarité (CIDSE), welches 

sein Sekretariat in Brüssel hatte. Die Stelle hatte direkte Kontakte zur SACBC und war immer 

bestens über die Vorgänge in diesem Land informiert.  

 

 1.5  Erste Kontakte und Stellungnahmen der Bischofskonferenz 

Die Schweizer Bischofskonferenz (SBK) als kirchenrechtliches Leitgremium der Katholischen 

                                                 
4 Fastenopfer, Staatsarchiv Luzern, Parow, (Südafrika): Bau eines Provinzhauses der Lehrschwestern von Hl. Kreuz, 

Projekt No. 66/1202.7, eingereicht am 18.2.1966, PA 482/700. 
5 Gemäss Aussagen von zwei Zeitzeugen. In den Akten nicht direkt nachweisbar. Der Nachfolger Meinrad Hengartners, 

Ferdinand Luthiger, sieht die Rolle Meinrad Hengartners in Bezug auf die Apartheidfrage in einem positiveren 

Licht.  
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Kirche in der Schweiz wurde durch die Anfrage des Schweizerischen Evangelischen Kirchenbundes 

(SEK) für eine Beteiligung an der „Interkonfessionellen Arbeitsstelle für die Menschenrechte“ und 

am „Gesprächskreis Kirche – Wirtschaft“ ein erstes Mal indirekt mit der Apartheidsfrage 

konfrontiert. Die beiden Initiativen des SEK waren eine Reaktion auf das bereits erwähnte 

Antirassismusprogramm des ÖRK, das einen Fonds beinhaltete, welcher Organisationen mit 

Engagement gegen die Rassendiskriminierung unterstützte. 1970 waren dies beispielsweise unter 

anderen die Unita und der ANC. Der SEK befürchtete eine „Unterstützung von Gewalt“ und 

distanzierte sich vom ÖRK. Auch der 1972 erfolgte Aufruf des ÖRK, Investitionen in Südafrika und 

anderen Ländern mit rassistischen Regimes einzustellen, wurde von der Leitung der Reformierten 

Kirche in der Schweiz abgelehnt.  

Ziel der Strategie des SEK war es, sich einerseits gegenüber den Wirtschaftskreisen in der Schweiz 

als wirtschaftsfreundlich und antikommunistisch zu profilieren, andererseits sich um einen 

separaten, von der Idee der „guten Dienste“ geleiteten Weg für die Kirche mit dem Umgang mit 

dem Rassismus oder den Menschenrechten zu bemühen. Der SEK suchte das Gespräch mit der 

Kirche der weissen Buren, der Nederduitse Gereformeerde Kerk (NGK), welche mehrheitlich die 

Apartheid befürwortete, und distanzierte sich damit deutlich vom Kurs des ÖRK. Das Verhalten der 

Kirchenleitung führte innerhalb der reformierten Kirche zu heftigen Kontroversen, gar zu einer Art 

Spaltung. Es hatte auch zur Folge, dass die in verschiedenen Gruppen und Werken organisierte 

Gegenbewegung zur Kirchenleitung Auftrieb erhielt, welche sich an den Positionen des South 

African Council of Churches (SACC) orientierte. 

Der SEK liess darum 1974–75, ohne Einbezug der Hilfswerke, ein eigenes 

Menschenrechtsprogramm erarbeiten, das sich nach eigenen Worten nicht ausschliesslich auf den 

Rassismus und Südafrika konzentrieren sollte. Statt auf die wirtschaftliche Isolierung Südafrikas 

setzte man auf den Dialog mit schweizerischen Wirtschaftsvertretern. 

Andere Kirchen in der Schweiz sollten für die gegen den ÖRK gerichteten „Gegenprojekte“ des 

SEK gewonnen werden und so die Strategie des SEK-Vorstandes stärken. Die Verantwortlichen der 

katholischen Kirche begrüssten zunächst die beiden Ideen gutgläubig. Erst mit der Zeit wurde deren 

ursprüngliche und kontroverse Absicht einzelnen katholischen Akteuren klar. 

Während die Zusammenarbeit beim Menschenrechtsprogramm wegen des Widerstandes des 

Hilfswerks Caritas und aus finanziellen Gründen scheiterte, beteiligten sich Vertreter der 

Katholischen Kirche an den Gesprächen zwischen Kirchen- und Wirtschaftsvertretern. Diese 

Treffen fanden bis in die frühen 80er Jahre statt. Wie die späteren Bankengespräche dienten sie der 

Wirtschaft vor allem als Imagepflege, ein Umdenken konnten sie dort deshalb nicht bewirken. 
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Zwei Vorkommnisse in der zweiten Hälfte der 70er Jahre konfrontierten die SBK ebenfalls mit der 

Thematik: Im Dezember 1976 berichtete der erste Pressesprecher der SBK, der Immenseer P. Bruno 

Holtz, über die schwierige Situation im damaligen Rhodesien (heute „Zimbabwe“).6 Die SBK 

solidarisierte sich daraufhin öffentlich mit den Missionaren. Im Januar 1977 bat der Sekretär der 

SBK, Anton Cadotsch, den damaligen Generaloberen der SMB, P. Josef Amstutz, die SBK rasch zu 

orientieren, sollten in Rhodesien „wichtige Ereignisse eintreten“. Im Namen von Bischof Pierre 

Mamie ersuchte er ihn um „einen etwas eingehenderen Bericht über die Situation Ihrer Missionare 

in Rhodesien“ zuhanden der SBK. „Die Bischofskonferenz möchte in diesen Stunden der Prüfung 

eng mit den Betroffenen in Verbindung bleiben.“ Im Juli 1977 konnte P. Josef Amstutz an der O.V. 

der SBK über die Situation in Rhodesien berichten und erfuhr grosse Anteilnahme. 

Auch für Protestaktionen gegen die Verhaftung zahlreicher südafrikanischer Mitglieder der Young 

Christian Workers (YCW) im Frühling/Sommer 1978 konnte die SBK gewonnen werden. Erstaun-

lich ist, dass die SBK sich nicht nur an der Aktion der Arbeiterjugend verglichen mit ihrer sonst eher 

zögerlichen Arbeitsweise sehr rasch beteiligte, sondern sogar darüber hinaus ein Engagement 

entfaltete, das über das Anliegen der Initianten hinausging. 

Bereits etwa zwei Wochen, nachdem die CAJ den Benediktinerabt Georg Holzherr vom Kloster 

Einsiedeln mit einem Brief über die Situation in Südafrika informiert hatte, gelangte die Bitte um 

eine Beteiligung an der Protestaktion an die O.V. der SBK. Im Protokoll wurde festgehalten:  

„Die Bischofskonferenz solidarisiert sich mit den südafrikanischen Bischöfen, die die Freilassung der 

inhaftierten Mitglieder der CAJ verlangen. In einem Brief an die Botschaft Südafrikas in der Schweiz fordert 

die Bischofskonferenz unverzüglich eine Intervention zugunsten der Inhaftierten. Sie wird sich auch in 

Zukunft gegen alle Verletzungen der Menschenrechte zur Wehr setzen, wo immer sie auch geschehen 

mögen.“7 

Was in diesem Zusammenhang überrascht, ist die Tatsache, dass die südafrikanischen Bischöfe im 

Brief der CAJ an Abt Georg Holzherr und im beigelegten Muster-Protestbrief überhaupt nicht 

erwähnt wurden. Die SBK gelangte offensichtlich zu zusätzlichen detaillierten Informationen.8 

                                                 
6 Es wurde dort von der Regierung unter anderem der Versuch gemacht, ähnliche Apartheid-Gesetze wie in Südafrika 

einzuführen. – Im Falle von Rhodesien war das Interesse der Schweizer Wirtschaft an einer Verhinderung eines 

politischen Umbruchs einiges kleiner als in Südafrika.  
7 Archiv der SBK, Protokoll der 160. O.V. vom 3. – 5. Juli 1978, 15.5, Südafrika: Verhaftung von neunzehn Mitgliedern 

der Christlichen Arbeiterjugend.   
8 Von wem, bleibt unklar. Vermittelte Weihbischof Gabriel Bullet, tätig in der gleichen Diözese wie Mamie, Kontakte, 

mit denen es möglich wurde, mehr über die aktuellen Vorgänge in Südafrika und die Haltung der SACBC zu 

erfahren? – Es ist zu erwähnen, dass Bullet in seiner Jugend ein JEC-Mitglied gewesen ist, später Präses der JEC, 

und somit die sehr ähnliche Philosophie der CAJ/JOC ihm nahe stand.  
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Schriftstücke dazu sind allerdings bei der SBK nicht mehr auffindbar. Die Wendung „Die 

Bischofskonferenz solidarisiert sich mit den südafrikanischen Bischöfen“ sollte in der Folge 

charakteristisch werden für die Verlautbarungen der SBK zu Südafrika.  

Der Brief, den die SBK an die südafrikanische Botschaft mit Kopie an Bundesrat Pierre Aubert 

sandte, enthielt zusätzliche, nicht im Musterbrief der CAJ enthaltene Informationen. Er wurde nicht 

nur vom Sekretär, Anton Cadotsch, sondern auch vom Präsidenten der SBK, Bischof Pierre Mamie, 

unterschrieben. Im Brief wurde die Anzahl der Verhaftungen erhöht und präzisiert, ausserdem 

wurde das Thema „Kommunismus“ differenziert aufgegriffen und die CAJ verteidigt:  

„Exzellenz, Sie werden uns vielleicht entgegnen, dass Ihre Regierung über die Bedrohung durch den 

internationalen Kommunismus sehr besorgt ist. Dazu ist zu sagen: Das wirksamste Mittel im Kampf gegen 

den Kommunismus besteht in einer gerechten Staats- und Wirtschaftsordnung. Wie die Erfahrung beweist, ist 

dem Kommunismus mit unterdrückerischen Massnahmen nicht beizukommen. Für die Christliche 

Arbeiterjugend ist aber gerade die soziale Gerechtigkeit eines der wichtigsten Anliegen. Wenn es Ihrer 

Regierung wirklich um Gerechtigkeit geht, sind diese jungen Leute tatsächlich ihre besten Verbündeten. Es 

gilt anzuerkennen, dass nicht jeder, der die politische und wirtschaftliche Lage der schwarzen Bevölkerung in 

Südafrika verbessern will, deshalb auch schon als Kommunist bezeichnet werden kann.“9 

Der Antwort des Botschafters, Jan François Wentzel, in der er alle Vorwürfe zu widerlegen 

versuchte, begegneten Bischof Pierre Mamie und Anton Cadotsch mit einer detaillierten Darstellung 

der Ereignisse, die sich unter anderem auch auf einen Bericht eines Freigelassenen stützte. 

Allgemein fällt das schon damals grosse Vertrauen der Schweizer Bischöfe in ihre „Kollegen“ in 

Südafrika auf, welches prägend bleiben sollte. Zu jener Zeit war es ein Vertrauen in die Institution 

Bischofskonferenz. Später sollten persönliche Kontakte zu den Bischöfen Südafrikas die Beziehung 

noch verbessern und erweitern.  

Der Einzelfall eines Engagements zugunsten von Opfern der Rassendiskriminierung zeigt, dass die 

SBK über Kanäle und internationale Netzwerke verfügte, mit denen sie sich zu 

Menschenrechtsverletzungen in Südafrika Informationen verschaffen konnte. Gleichzeitig war sie 

in der Lage, auf die Bitte der CAJ schnell, kompetent und souverän zu reagieren. 

 

Betrachtet man das Vorgehen der SBK im Falle der Menschenrechtsverletzungen in Rhodesien und 

Südafrika in den 1970er Jahren, so handelt es sich zwar nur um einzelne Stellungnahmen, aber 

trotzdem wird klar, dass die SBK in diesen Jahren bereit war, engagierter und pointierter als in den 

folgenden Jahren mit solchen Themen umzugehen. Die beiden Fälle zeigen auch, dass insbesondere 

                                                 
9 SBK, „Roter Ordner“, C. 7.1, Brief von Bischof Pierre Mamie an den südafrikanischen Botschafter in Bern vom 

15.7.1978.  
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Bischof Mamie, gemäss Zeitzeugen stark unterstützt von einem sensibilisierten Umfeld in der 

Romandie, bereit war, sich gegen Menschenrechtsverletzungen einzusetzen.  

Für den Umgang mit dem Thema Südafrika innerhalb der SBK lässt sich für die Jahre 1970 bis 1980 

folgendes Fazit ziehen: Wichtig war, wer sich mit einem Anliegen an die SBK wandte. P. Josef 

Amstutz war in der Schweiz die herausragende Persönlichkeit, wenn es um katholische Mission 

ging, und Abt Georg Holzherr war ein angesehenes Mitglied der SBK. Es war dann weiter 

entscheidend, welche Einstellung solchen Fragen gegenüber die Person hatte, welche sich bei der 

SBK des Problems annahm. 
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2. Südafrika im Hintergrund (1980–1985) 

Während die katholische Kirchenleitung in der Schweiz Ende der 1970er Jahre in Einzelfällen auf 

Menschenrechtsverletzungen im südlichen Afrika zwar weitgehend verdeckt, aber doch schnell und 

initiativ reagiert hatte, lässt sich für die erste Hälfte der 1980er Jahre eine wesentlich vorsichtigere 

und zögerlichere Haltung feststellen. Das Thema geriet so vor allem auf offizieller kirchlicher Seite 

für einige Jahre in den Hintergrund. Dies hatte zum einen damit zu tun, dass in dieser Zeit von 

katholischen Organisationen weniger Versuche unternommen wurden, die Bischöfe als erklärte 

Gegner der Rassentrennung zu gewinnen. Von sich aus wurde die Bischofskonferenz nicht aktiv. 

Zum anderen hatte dies nicht zuletzt damit zu tun, dass die SBK strukturell bedingt nur über 

beschränkte Ressourcen verfügte und sie sich in diesen Jahren stärker auf andere Themen 

konzentrierte. Dazu kam, dass die Kirchen, wenn sie sich politisch zu weit von der Linie der 

bürgerlichen Parteien in der Schweiz entfernten, mit starker Kritik konservativer Kreise rechnen 

mussten. Schliesslich vergrösserte sich die Distanz zwischen der SBK und Bewegungen wie der 

Erklärung von Bern oder der Anfang der 80er Jahre gegründeten Theologischen Bewegung für 

Solidarität und Befreiung (TheBe), die sich beide in der Frage der Rolle der Schweizer Wirtschaft 

als Stütze des Apartheidregimes besonders engagierten. Die SBK bekundete einerseits Mühe mit 

dem Stil dieser Gruppierungen, andererseits spielten aber auch (kirchen-)politische Gründe und 

persönliche Differenzen eine Rolle. 

 

 2.1  Die Südafrika-Motion an das Pastoralforum in Lugano (1981) 

Das Pastoralforum, welches schon 1978 ein erstes Mal in Einsiedeln stattgefunden hatte, wurde von 

den Bischöfen einberufen, nachdem die Idee des Pastoralrates, einer permanenten Nachfolge-

institution der Synode 72 im Sinne eines überdiözesanen Seelsorgerates, von Rom abgelehnt 

worden war. Das Pastoralforum hatte nur konsultativen Charakter und besass keine 

Beschlussrechte. 

Im März 1981 wurden zeitgleich zwei Motionen, eine zur Bankeninitiative10 und eine zu Südafrika, 

eingereicht, die beide ans Forum gerichtet waren. Die Person, welche eigentlich beide Motionen 

                                                 
10 Die Bankeninitiative wurde als Reaktion auf die „Chiasso-Affäre“ (1978) der Schweizerischen Kreditanstalt (SKA) 

von der Sozialdemokratischen Partei (SP) lanciert. Im Zentrum stand der Ruf nach stärkerer Kontrolle und grösserer 

Transparenz bei den Banken. Im Zusammenhang mit der Bankeninitiative thematisierten die 

Entwicklungsorganisationen die Fluchtgeldthematik. 
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lanciert hatte, der „Immenseer“ Toni Peter, trat nur als Kontaktperson bezüglich der 

Bankeninitiativen-Motion zum Sekretariat des Pastoralforums auf. Was die Südafrika-Motion 

betraf, hielt er sich im Hintergrund. Die Spuren der Initiativgruppe der Südafrika-Motion führen 

wie im Falle der Motion zur Bankeninitiative ins Missionsseminar „Schöneck“ in Luzern und damit 

auch zum Umfeld der SMB. 

Inhaltlich stand bei der „Südafrika-Motion“ das Verhalten der Schweizer Banken gegenüber dem 

Apartheidstaat im Vordergrund. Diese begannen damals die Lücke auszufüllen, welche entstanden 

war, weil sich Geldinstitute anderer Länder aus Südafrika zurückgezogen hatten. 

Wenige Wochen vor dem Beginn des Pastoralforums in Lugano hatte der ÖRK die Gelder aus zwei 

Schweizer Grossbanken zurückgezogen. Das Thema „Schweizer Banken und Südafrika“ war also 

sehr aktuell. Am Pastoralforum selber reagierte man vorsichtig auf die Motionen. Allgemein waren 

viele Teilnehmende nicht bereit, sich mit diesen Themen auseinanderzusetzen, man wollte sich nicht 

zu „brisanten“ wirtschaftspolitischen Fragen exponieren. 

Schliesslich wurde die Motion an die Schweizerische Nationalkommission Justitia et Pax 

weitergeleitet, mit dem Auftrag, zu diesem Thema eine Studie zu erarbeiten. Damit zeigte sich am 

Pastoralforum die gleichzeitig auch anderswo in der Katholischen Kirche zu beobachtende Tendenz, 

von nun an Wirtschaftsfragen Spezialisten zu überlassen. Damit konnten sich die Bischöfe – 

offiziell wegen fachlicher Überforderung – aus der Schusslinie der Kritik nehmen und sich aus der 

Diskussion um Wirtschaftsfragen zurückziehen. 

Die Haltung der SBK und des Präsidiums des Pastoralforums zu den Motionen bleibt unklar. 

Einerseits hatte die SBK die Traktandierung der Motionen nicht verhindert, aber weder der 

Generalsekretär der SBK, Anton Cadotsch, noch der Präsident des Pastoralforums, Amédée Grab, 

setzten sich dafür ein, dass den aufgeworfenen Fragen während des Anlasses mehr Raum gegeben 

wurde. Die grosse Erleichterung des Präsidiums, über die berichtet wird, als die „brisanten Fragen“ 

an Justitia et Pax weitergeleitet werden konnten, scheint diese Haltung zu bestätigen. 

Die ursprüngliche Absicht der Unterzeichner der Motion „Solidarität mit den Opfern der 

Rassendiskriminierung in Südafrika“, sogleich eine Erklärung zu verabschieden, welche die 

Kirchgemeinden und kirchlichen Institutionen aufgefordert hätte, die in Südafrikageschäften tätigen 

Banken im Notfall bis zum Kontorückzug unter Druck zu setzen, konnte so nicht verwirklicht 

werden. 
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 2.2  Das Thema Südafrika bei Justitia et Pax 

Das Südafrika-Engagement von Justitia et Pax nahm seinen Anfang mit der Südafrika-Motion an 

das Pastoralforum 1981 in Lugano. Pius Hafner, der 1980 zum Sekretär von Justitia et Pax gewählt 

worden war, bekam den Auftrag, sich fundiert mit der Thematik Südafrika, Apartheid und den 

Forderungen nach einem Boykott auseinanderzusetzen. Dies war sinnvoll, weil die 

Nationalkommission Justitia et Pax der SBK als eine der wenigen Institutionen innerhalb der 

Katholischen Kirche über die notwendigen Kompetenzen verfügte. Bereits zuvor hatte sich die 

Stelle des verwandten Themas „Bankeninitiative“ angenommen und gleichzeitig beschäftigte sich 

Justitia et Pax mit Themen, bei denen die Menschenrechte eine zentrale Rolle spielten. Somit waren 

bei Justitia et Pax hinreichende Kenntnisse und Kompetenzen für die Analyse der Apartheid und für 

ein überzeugendes Engagement gegen die Rassentrennung vorhanden. 

Bei Justitia et Pax hatte man zunächst geplant, innerhalb einer relativ kurzen Zeitspanne die Studie 

zur Bankeninitiative so zu erweitern, dass das Spezialproblem der Sanktionen am Beispiel von 

Südafrika zusätzlich hätte behandelt werden können. Der Aufwand des Projektes wurde jedoch viel 

grösser als angenommen, und der Abschluss der geplanten Studie verzögerte sich. Nach Abschluss 

der ersten Arbeiten der Arbeitsgruppe fand zum Thema eine Tagung in Freiburg statt. Weil 

Referenten mit sehr unterschiedlichen Hintergründen und zum Teil mit diametral entgegen 

gesetzten Ansichten aufgetreten waren, wurde die Arbeitsgruppe verunsichert. Die Idee Hafners, mit 

Hilfe verschiedener Meinungen zu einer Art gemeinsamen Konsens zu kommen, war überhaupt 

nicht aufgegangen. Die Fronten bezüglich der Apartheidfrage waren verhärtet. Weil die 

Boykottfrage unterdessen allgemein sehr kontrovers diskutiert wurde, wollte die Arbeitsgruppe, 

dass die Studie dazu keine sachlichen Mängel aufweist, und das brauchte Zeit. 

Das Resultat der Studie, dass nämlich ein Boykott unter bestimmten Fällen zu rechtfertigen sei, 

stand jedoch von Anfang an in groben Zügen fest. Die Arbeitsgruppe bei Justitia et Pax wurde in 

ihrer Ansicht bestärkt durch das europäische Justitia et Pax-Netzwerk und das Engagement der 

Katholischen Kirche in den Vereinigten Staaten gegen die Rassentrennung in Südafrika. In vielen 

Ländern der Welt wagten unterdessen kirchliche und politische Kreise, in der Frage der Apartheid 

einiges weiter zu gehen als die Kirchenleitungen der grossen Kirchen in der Schweiz. Dies hing 

nicht nur mit dem grossen Einfluss der Wirtschaftskreise auf Gesellschaft und Politik zusammen, 

sondern auch mit der immer noch bestehenden Isolation der Schweiz, welche sich im Abseitsstehen 

bei zahlreichen internationalen Organisationen zeigte. 

Die Arbeit an der Studie steigerte das Interesse und veränderte auch den Blickwinkel Pius Hafners 

auf die Thematik. Bis zum Sommer 1985 gibt es nur wenige Hinweise auf ein Engagement für 
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Südafrika neben der Erarbeitung der Studie. Mit der beginnenden Verschärfung der Situation vor 

Ort wurde der J+P-Sekretär aber zunehmend aktiver, und er wurde in der Schweiz innerhalb der 

Katholischen Kirche zu einer zentralen Person, die sich gegen die Apartheid einsetzte. Die Sorge 

um die Benachteiligten in Südafrika war zu seinem persönlichen Anliegen geworden. 

 

 2.3  Die Hilfswerke in der Kritik 

Nachdem Brot für Brüder bereits 1972 mit der Produktion eines Flugblattes zur 

Waffenausfuhrverbotsinitiative einen Proteststurm ausgelöst hatte, von dem das Fastenopfer noch 

nicht betroffen war, traf die Kritik an den Kampagnen ab den 80er Jahren beide Partner 

gleichermassen. Provokative Aktionen und Texte in der Agenda führten dazu, dass das Fastenopfer 

und Brot für Brüder unter Beschuss gerieten. Dies geschah ein erstes Mal in einem grösseren Mass, 

als mit der Kampagne „Frieden wagen“ 1981 die Kritik am Militär starke Reaktionen aus 

unterdessen erstarkten konservativen Kreisen auslöste. Beim Fastenopfer lösten diese Reaktionen 

einige Nervosität aus. Vor allem der Direktor, Meinrad Hengartner, sah die Existenz seines bisher 

fast unumstrittenen Werkes gefährdet. Das sozialethisch-entwicklungspolitische Engagement des 

Fastenopfers führte auch dazu, dass verschiedene Schweizer Bischöfe zu mehr Vorsicht mahnten.  

1984 wurde die ökumenische Kampagne unter dem Titel „Geld und Geist“ durchgeführt. Von der 

Bankeninitiative inspiriert und mit Abstützung auf eine Studie, die Justitia et Pax und das 

Sozialethische Institut des Schweizerischen Evangelischen Kirchenbunds zu diesem Thema 

erarbeitet hatten, wurde auch die Rolle der Schweizer Banken in Bezug auf Südafrika thematisiert. 

In der Agenda wurde der Kontorückzug des ÖRK von 1981 vorgestellt, von dem auch eine 

Schweizer Grossbank betroffen gewesen war. Obwohl es 1984 zahlenmässig weniger kritische 

Reaktionen von aussen gab als noch drei Jahre zuvor, war auch dieses Thema nicht unumstritten. 

Beim Fastenopfer fühlten sich die Verantwortlichen erneut verunsichert. 

 

 2.4  Beziehungen zu Wirtschaftskreisen und der Politik 

Angesichts des Schweigens der Katholischen Kirche zur Frage möglicher Wirtschaftssanktionen 

gegenüber Südafrika hielt sich auch die Wirtschaftsseite ihr gegenüber zurück und versuchte nur 

sporadisch, beispielsweise mit Argumenten während der „Gespräche Kirche – Wirtschaft“, die SBK 

zu beeinflussen. Grössere Emotionen weckte das Thema zu jener Zeit allenfalls im linken und 

rechten politischen Lager. Die Mitte, welche stark durch die „Katholikenpartei“ CVP repräsentiert 

wurde, zeigte sich dagegen nicht sonderlich an der Apartheidfrage interessiert. Weil die Politiker der 



21 

Partei in vielen Fällen mit den entscheidenden wirtschaftlichen Akteuren identisch oder anderweitig 

verbunden waren, gelang es Wirtschaftskreisen, den grössten Teil der CVP für die Anliegen der 

Wirtschaft zu gewinnen. Die CVP wiederum versuchte, über informelle Kontakte ihren Einfluss auf 

die SBK und das Fastenopfer geltend zu machen. 

Die Verlagerung der öffentlichen Diskussion weg vom Antirassismusprogramm zur Frage der  

Sanktionen gegenüber Südafrika und zum Problem der Geschäftsbeziehungen der Schweizer 

Wirtschaft mit dem Apartheidstaat veranlasste die mit den bürgerlichen Parteien verbundene 

Wirtschaftslobby jedoch, in der Schweiz gezielter für ihr Anliegen Werbung zu machen. Mit den 

zunehmenden Boykottmassnahmen anderer Länder sahen schweizerische Banken, Handelsfirmen 

und Industriebetriebe zusätzliche Möglichkeiten, diese Geschäftsfelder zu übernehmen und damit in 

Südafrika Geld zu verdienen. Je instabiler die Lage in Südafrika jedoch wurde, umso mehr stieg das 

Risiko für die Schweizer Investoren. Bankenvertreter machten gegenüber den Kirchen in der 

Schweiz immer wieder geltend, sie würden sich aus dem Südafrikageschäft zurückziehen. Ob dies 

der Fall war, lässt sich aufgrund der unvollständigen offiziellen Angaben nur schwer überprüfen. 

Besonders wirksam konnten Wirtschaftsvertreter auf die Katholische Kirche einwirken, wenn sie 

vor einem kommunistischen Umsturz in Südafrika warnten. 

Ende 1986 oder anfangs 1987 kam Pius Hafner mit dem SP-Nationalrat Paul Rechsteiner in 

Kontakt. Der J+P-Sekretär liess sich von ihm den Text des Votums von CVP-Nationalrat Theo 

Fischer während der Sanktionendebatte im Dezember 1986 und Informationen über die 

„Association of West European Parliamentarians for Action against Apartheid“ schicken. Aus einer 

beigelegten Liste konnte er entnehmen, dass in der Schweiz 45 SP-Nationalräte und 12 weitere 

Vertreter kleiner Links- und Mitteparteien Mitglieder der Organisation waren. Von der CVP hatte 

sich kein einziger Nationalrat entschliessen können, der Bewegung beizutreten.  

Am 17. Februar 1987 wandte sich Pius Hafner mit einem Schreiben an eine Auswahl von vier CVP-

Nationalräten, von denen er annehmen konnte, dass sie Verständnis für die Haltung von Justitia et 

Pax zu den Südafrikasanktionen hatten. Es waren dies drei Frauen und ein Mann: Elisabeth 

Blunschy-Steiner, Josi Meier, Rolf Seiler und Judith Stamm. Die Versuche Pius Hafners, auf die 

CVP betreffend ihrer Haltung zur Sanktionenfrage und Südafrika einzuwirken, waren jedoch, 

zumindest aus einer kurzfristigen Perspektive betrachtet, nicht von Erfolg gekrönt, wenn auch nicht 

völlig wirkungslos. Sie scheiterten an der starken Verbundenheit der Fraktion mit den Interessen der 

Banken und daran, dass die Christdemokraten in der Schweiz sich in dieser Frage nicht von ihren 

Partnerparteien in anderen Ländern Europas beeinflussen liessen. Es ist jedoch nicht klar, wieweit 

sich alle Politiker dieser Partei über die Bedeutung der Grossbanken in der Schweiz für das 

Apartheidregime im Klaren waren. Die Interessenvertreter der Banken vermieden es, wenn immer 
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möglich, das Thema zu erwähnen. 

 2.5  Die Basis wird aktiv 

Die Feststellung, dass es zu Beginn der 80er Jahre ruhiger geworden sei um das Thema Südafrika, 

gilt nicht für die katholische „Basis“. Ähnlich wie innerhalb der Reformierten Kirche bereits in den 

1970er Jahren entstanden, auch als Gegenbewegung zur oben umrissenen Entwicklung, katholische 

Oppositionsbewegungen, welche – dies gilt in erster Linie für das katholische Umfeld – stark von 

der Befreiungstheologie beeinflusst waren. Im Fall der Apartheidthematik konnten die darin 

Engagierten von Impulsen, der Erfahrung und von Kontakten der Solidaritätsarbeit der reformiert 

geprägten Arbeitsgruppe Südliches Afrika (ASA) und der Kooperation Evangelischer Kirchen und 

Missionen (KEM) profitieren. Eine wichtige Persönlichkeit bei den ersten Versuchen, Leute der 

Basis für das Problem der Apartheid zu sensibilisieren, war die Menzinger Schwester Claire-Marie 

Jeannotat, welche, auch wegen ihres jahrzehntelangen Wirkens in Südafrika, aus eigener Erfahrung 

über die Situation im Land berichten konnte. Sie kam 1980 aus Südafrika in die Schweiz zurück, 

um den Orden in der „Zentrale“ mit ihren Kenntnissen in Französisch und ihren Erfahrungen 

während des langen Aufenthalts in Südafrika zu unterstützen. Dort hatte sie verschiedenste 

Situationen kennengelernt und sich aktiv am ökumenischen Prozess der Kirchen Richtung mehr 

sozialem und politischem Engagement beteiligt.  

In der Schweiz wurde die Jurassierin zur Person, welche das vielleicht umfassendste Netz von 

Kontakten aufbauen konnte, um in der katholischen Kirche in der Schweiz einen Einsatz für „les 

petits gens“, um einen Ausdruck von Fr. Albert Nolan zu verwenden, in Südafrika zu fördern. Ihre 

Mitschwester Sr. Thomas Limacher, welche einiges später als Sr. Claire-Marie Jeannotat in einen 

Südafrika-Einsatz ging, schreibt über sie:  

„Sie ist für mich eine sehr  starke Persönlichkeit. Ihre Arbeit in Südafrika brachte sie in ihren letzten Jahren 

dort mit Leuten aus Kirche und Politik zusammen, die beim Übergang eine grosse Rolle spielten. Ich glaube, 

von ihrer Lebensgeschichte her war sie immer stark politisiert. (…) Sie lebte in Johannesburg und arbeitete 

teilweise in den grossen Schwarzensiedlungen. Als sie nach Südafrika kam, erlebte sie noch, wie die 

Schwestern in die „townships“ gingen und dort arbeiteten. Das war zu meiner Zeit nicht mehr möglich. (…) 

Ich erfahre sie als sehr pointiert, wenn es um Gerechtigkeit und Frieden geht.“11 

Sr. Claire-Marie Jeannotat wurde in der Schweiz sehr aktiv und machte mit Hartnäckigkeit und 

stetiger Konstanz auf die Anliegen der Mitchristen in Südafrika aufmerksam, dies gegen zum Teil 

auch heftige Widerstände. Die Berichterstattung zu Südafrika in den Schweizer Medien erleichterte 

diese Arbeit nicht. Weil sie auch Deutsch sprach, gelang es ihr, zahlreiche Beziehungen in die 

                                                 
11 Antworten auf Fragen von Bruno Soliva durch Sr. Thomas Limacher vom 21. September 2010.  
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Deutschschweiz aufzubauen. Die Kontakte von Sr. Claire-Marie Jeannotat in Bezug auf das Anti-

Apartheid-Engagement beinhalteten auch Solidaritätsbewegungen, welche innerhalb der 

reformierten Kirche entstanden waren, sowie Südafrikabewegungen, welche nicht eigentlich 

kirchlich waren. Darüber hinaus verfügte sie über direkte internationale Beziehungen, zu 

verschiedenen Stellen und Personen in Südafrika, zum ÖRK, auch zum Catholic Institute for 

International Relationship (CIIR) in London. Sie kümmerte sich darum, dass aussagekräftige 

Schriften aus Südafrika ins Französische übertragen wurden, wobei sie die Übersetzungen zum Teil 

selber an die Hand nahm.  

Ihre Hoffnung bestand darin, neue Gruppen „an der Basis“ für das Anliegen „Südafrika“ ins Leben 

zu rufen und zu begleiten. Unter „Basis“ verstand die Menzinger Schwester jedoch etwas anderes 

als die reformiert geprägte ASA, welche sich stark auf Kontakte mit Kirchgemeinden abstützte und 

dort viele Gruppen, gerade auch Frauengruppen, erreichen konnte. Sr. Claire-Marie Jeannotat 

schwebte aufgrund der positiven Erfahrungen in ihrem ehemaligen Einsatzland als ideale Südafrika-

Solidaritätsgruppe etwas Ähnliches wie eine Basisgruppe vor, welche sich intensiv mit 

theologischen Fragen auseinandersetzen sollte:  

„Unless we gather in small basic (christian and others’ - communities) (…), the people will be as people 

dispersed with no shepherds of their own and no hope. Albert (Nolan) wrote about that.“12 

Eine wichtige Rolle in der katholischen Solidaritätsbewegung spielte auch Toni Peter, welcher sich 

den „Immenseern“ anschloss. Neben den schon erwähnten Motionen ans Pastoralforum war er 1982 

massgeblich an der Gründung der Theologischen Bewegung für Solidarität und Befreiung (TheBe) 

beteiligt. Wie die Initiative der Motion ans Pastoralforum, war auch die Idee der TheBe aus dem 

Umfeld der Theologischen Fakultät Luzern heraus entstanden. Der Kreis der Mitglieder erweiterte 

sich jedoch schnell und zog auch Interessierte ausserhalb der Katholischen Kirche an. Von Anfang 

an war die Bewegung stark verbunden mit den „Immenseern“, aber punktuell, über einzelne 

Mitglieder, auch mit dem Fastenopfer, der reformierten OeME-Fachstelle in Bern und mit kleinen 

alternativen politischen Parteien. Die TheBe profilierte sich als christliche Solidaritätsgruppe, 

welche stark von der Befreiungstheologie beeinflusst war. Das Engagement konzentrierte sich 

vorerst auf Zentralamerika. 1984 wurde ein grosses Treffen mit dem Titel „Christliche Solidarität 

mit Zentralamerika“ organisiert. 

Einen wichtigen Part im kirchlichen Engagement – gerade auch für das Fastenopfer und Justitia et 

Pax – nahm der Mariannhiller P. Damian Weber ein. Er hatte ebenfalls in Südafrika gearbeitet und 

war etwas später als Sr. Claire-Marie, vermutlich im Februar 1984, in die Schweiz zurückgekehrt. 

Vor dem Eintreffen P. Damian Webers hatte sich in der Schweiz kein Mariannhiller mit Südafrika-
                                                 
12 E-Mail von Sr. Claire-Marie Jeannotat an Bruno Soliva vom 27.7.2010. 
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Erfahrung aufgehalten. 

Der Einsatz der Mariannhiller gegen die Apartheid bestand vor allem aus dem Engagement P. 

Damian Webers als Einzelperson, weniger war es ein Bemühen des Ordens als Ganzes in der 

Schweiz. Die Situation, dass die Leitung der Gemeinschaft wenig Rückhalt geben konnte, war 

teilweise vergleichbar mit derjenigen bei den Menzinger Schwestern. Die Mariannhiller hatten aber 

aufgrund der geringeren Grösse in der Schweiz weniger Einfluss und Möglichkeiten in der 

Öffentlichkeitsarbeit. 

P. Damian Weber gehörte zu denjenigen Engagierten, welche ihren Einsatz nach der Freilassung 

Mandelas keineswegs beendeten. Innerhalb der verschiedenen Initiativen der Katholischen Kirche 

in der Schweiz, welche sich gegen die Apartheid und die Unterstützung des rassistischen Regimes 

richteten, vertrat er einen eher moderaten Kurs. Dies hing womöglich mit der Haltung seiner 

Gemeinschaft in Südafrika generell zusammen. P. Damian Weber beteiligte sich an den 

Bankengesprächen und arbeitete eng mit dem Fastenopfer-Direktor Ferdinand Luthiger zusammen 

und unterstützte ihn mit seiner Südafrikaerfahrung an verschiedenen Anlässen. Gerade bei den 

Bankengesprächen sah er aber auch die Grenzen, die den Handlungsspielraum der Kirchenvertreter 

einschränkten. Im März 1987 versuchte er deshalb – leider erfolglos – der Delegation der Kirchen 

mit einem offiziellen Mandat der SBK mehr Gewicht zu verschaffen. 

Zu einer weiteren wichtigen Bezugsperson P. Damian Webers wurde Pius Hafner von Justitia et 

Pax. Hinzu kamen die schon erwähnten Kontakte zur „frecheren“ ASA und zur Gruppe Kairos der 

Theologischen Bewegung. Die Tatsache, dass sich P. Damian Weber an der Kairos-Tagung in 

Luzern beteiligte, zeigt, dass er keine Probleme darin sah, mit Gruppen zusammenzuarbeiten, 

welche gegenüber der Schweizer Wirtschaft entschiedenere Forderungen stellten.  

Seine Haltung gegenüber den Banken war am Ende der Bankengespräche distanziert und von tiefer 

Enttäuschung geprägt. In einem Brief, den er nach dem Eklat um das fünfte Bankengespräch dem 

Kairos-Mitglied Daniel Ammann, einem der aktivsten Kritiker der Bankengespräche schrieb, 

kommt diese Enttäuschung klar zum Ausdruck: 

„Lieber Daniel, 

inzwischen bin ich wieder „in der Welt gelandet“ und der 20er ist gefallen.... Die Konsequenzen nicht nur für 

unsere Delegation, sondern für die Kirchen als solches müssen jetzt ernsthaft erwogen werden. Vielleicht 

bringt das jetzt etwas mehr Mut zum Zeugnis in unsere Strukturen. Denn diese Aktion ruft nach Re-aktion, 

und damit meine ich Taten + nicht nur Worte. 

Der Herr möge uns dabei helfen.  

Herzlich grüsst Dich,  
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 Damian “13 

 2.6  Kontakte der SBK zur SACBC 

Mit dem Südafrika-Anliegen wurde das Sekretariat der SBK nachweislich erst wieder durch den 

Besuch von Fr. Smangaliso Mkhatshwa, Generalsekretär der SACBC, im Sommer 1984 

konfrontiert. Im Februar 1985 bat zudem Ferdinand Luthiger, der neue Direktor des Fastenopfers, 

die SBK im Falle des auf Februar 1985 angekündigten Prozesses gegen Erzbischof Denis Hurley, 

Präsident der SACBC, aktiv zu werden. Der Präsident der SBK, Bischof Henri Schwery, reagierte 

darauf relativ spät mit einem Brief an den südafrikanischen Präsidenten Botha, ohne diesen zu 

veröffentlichen. Man hatte dieses diskrete Vorgehen aufgrund eines Tipps eines der Kirche 

„Wohlgesinnten“ aus dem EDA gewählt. Die internationale Solidarität mit Hurley führte zum 

Erfolg: Der Prozess in Südafrika wurde eingestellt.14 Das Ereignis scheint bereits bei einigen 

katholischen Akteuren zu einem gewissen Umdenken geführt zu haben. Nun wurde klar, dass auch 

die Katholische Kirche in Südafrika von der menschenrechtsverachtenden Politik der Machthaber in 

Südafrika betroffen werden konnte. 

Für die Katholische Kirche in der Schweiz markieren diese Ereignisse den Beginn engerer Kontakte 

zwischen Kirchen in der Schweiz und Südafrika. Die Aussagen der Bischöfe aus Südafrika wurden 

für ihre Kollegen in der Schweiz immer wichtiger. Diese Entwicklung war auch darauf 

zurückzuführen, dass die SACBC in Zusammenarbeit mit der SACC eine viel aktivere, international 

ausgerichtete Rolle zu übernehmen begann. In den folgenden Jahren orientierten sich die Schweizer 

Bischöfe in ihren Stellungnahmen zur Apartheid jeweils stark an der Position der SACBC. Deutlich 

wird dies zum Beispiel an der Frage der internationalen Sanktionen gegen Südafrika. 

Der Besuch von Fr. Smangaliso Mkhatshwa 1984 half auch, den sich beim Fastenopfer 

abzeichnenden, unter anderem auf personelle Änderungen zurückzuführenden Wandel in der 

Südafrikapolitik zu beschleunigen. Mit Ferdinand Luthiger als neuem Direktor und Nachfolger des 

am 24. September 1984 verstorbenen Meinrad Hengartner wurde das Fastenopfer für ein 

Engagement gegen die Apartheid offener. Diese Entwicklung förderte auch Walter Ulmi, der ab 

dem Februar 1985 als Ressortchef Mission den Südafrikaprojekten ein besonderes Augenmerk 

schenkte und sich für eine konsequente Südafrikapolitik des Fastenopfers einsetzte. Der Beschluss, 

bei den Kampagnen von 1985 bis 1987 das Thema Menschenrechte ins Zentrum der Kampagne zu 

stellen, ist Ausdruck dieser Veränderungen. Für die Kampagne „Ketten sprengen“ von 1986 wurde 
                                                 
13 Archiv der Arbeitsgruppe Kairos, Schreiben P. Damian Webers an Daniel Ammann vom 30.10.1989. 
14 Bemerkung von Sr. Claire-Marie Jeannotat vom  27.7.2010: „Actually Denis Hurley was sorry that he couldn’t go to 

Court, because he could have told the truth!“ 



26 

Südafrika sogar als Schwerpunktland gewählt. 

 

Zu einem weiteren Treffen der SBK mit einer Delegation der SACBC kam es im Dezember 1986 

anlässlich deren Reise durch Europa. Diese Delegation stand unter der Leitung des Vizepräsidenten 

der SACBC, Bischof Wilfrid Napier. Neben Napier waren auch die Bischöfe Hugh Slattery, Herbert 

Lenhof, plus Noel Bruyns (Informationsbeauftragter der SACBC) und der Jesuit Fr. Xolile Keteyi 

Teil dieser Delegation. Beim Treffen der Bischöfe, welches vom Fastenopfer organisiert worden 

war, stellte Bischof Wilfrid Napier der SBK unter anderem vor, wie die „etwaigen Sanktionen“ 

angewendet werden müssten. Auf die Frage, was die SBK tun könne, antwortet Bischof Herbert 

Lenhof, das Mindeste sei eine Solidaritätserklärung, die auch die Achtung der Menschenrechte 

fordere. Im Anschluss an dieses relativ kurze Gespräch erklärte die SBK zwar ihre Solidarität mit 

den Amtsbrüdern in Südafrika, trotzdem war sie in den folgenden Monaten nicht bereit, konkreter 

zu werden und zum Beispiel die Anliegen der Delegation aus Südafrika in Bezug auf wirtschaftliche 

Fragen gegenüber der Schweizer Öffentlichkeit zu vertreten. So wurde auf die Möglichkeit 

wirtschaftlicher Druckmassnahmen nicht eingegangen, ebenso wenig wie der kirchlichen 

Delegation für die Bankengespräche Rückendeckung in Form eines offiziellen Mandats der SBK 

gewährt wurde.  

Die SBK verhielt sich also nach wie vor vorsichtig in der Südafrika-Thematik. Dies war nicht 

zuletzt auch auf die personelle Konstellation innerhalb der SBK und einiger Wechsel im Präsidium 

und im Generalsekretariat zurückzuführen. Die Konfusion um ein Pressecommuniqué, welches 

nach dem Treffen mit der SACBC mündlich in Aussicht gestellt worden war, illustriert die 

Schwierigkeiten der SBK, sich zum Thema zu äussern. Dieses angekündigte Communiqué wurde 

später als „Missverständnis der Presse“ bezeichnet und an der Ordentlichen Versammlung (O.V.) 

der Bischofskonferenz vom März 1987 als Wunsch der Medienleute und P. Damian Webers 

dargestellt. 

Dennoch liess sich die SBK in ihrer Haltung gegenüber Südafrika weiterhin massgeblich von den 

Informationen und Kontakten zur SACBC beeinflussen. Am 1. Mai 1986 sprach sich die SACBC in 

einem Pastoralbrief für gezielten und einschneidenden wirtschaftlichen Druck von aussen auf 

Südafrika aus. Im Gegensatz zu den Basisbewegungen und dem SACC bezog sie aber nicht Stellung 

für einen generellen Boykott. Die in dieser Sache eher vorsichtige Haltung der SACBC war für die 

SBK in den folgenden Jahren bestimmend und kam ihr wohl auch gelegen. Im internationalen 

Vergleich hielten sich die schweizerischen Bischöfe zurück. In anderen Ländern, etwa in den USA, 

den Benelux-Ländern und Grossbritannien, wo insbesondere das CIIR eine wichtige Rolle spielte, 

äusserten sich die Kirchen offener zu den Boykottforderungen. 
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Bis 1987 äusserte sich die SBK nicht zu Südafrika. Dies hing unter anderem mit den bereits 

angesprochenen personellen Veränderungen zusammen. Im Frühling 1987 wurde der bisherige 

Generalsekretär P. Amédée Grab zum Bischof geweiht, und die Zeit bis zum Stellenantritt P. 

Roland-B. Trauffers als neuer Generalsekretär mit einer Interimslösung überbrückt. P. Roland-B. 

Trauffer hatte als Dominikaner durch das Wirken von Fr. Albert Nolan einen guten Zugang zum 

Thema. Mit ihm als Generalsekretär wurde die SBK in der zweiten Hälfte der 80er Jahre in der 

Apartheidfrage bedeutend aktiver. 
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3. Stärkeres Engagement und bessere Vernetzung (1985–1990) 

Die Zeit von 1985–91 in Südafrika war geprägt von zunehmender Gewalt und heftigen 

Auseinandersetzungen. Mit Hilfe eines mehrmals verhängten Ausnahmezustands, der dadurch zur 

alltäglichen Realität wurde, versuchte das Regime, den Menschenrechtsverletzungen durch die 

Staatsgewalt ein Minimum an Legalität zu geben. Die Kontakte der Kirchen mit dem Ausland boten 

ihr einen gewissen Schutz vor staatlicher Willkür. Auch dadurch, dass die Machthaber selber das 

Christentum nicht offiziell ablehnten, genossen die kirchlichen Gruppierungen im Vergleich z.B. zu 

politischen Parteien oder Gewerkschaften eine gewisse Freiheit, welche sie in vielen Fällen in jener 

kritischen Periode benutzten, um als Sprachrohr der Unterdrückten aufzutreten. Auffallend ist, dass 

die Leitung der Katholischen Kirche relativ spät, etwa ab 1985, mit klareren Worten und Taten an 

die Öffentlichkeit gelangte und die Linie des SACC mittrug. Der neue „Kurs“ der Leitung der 

Katholischen Kirche war u.a. möglich geworden durch den Pastoralplan; die Anliegen der „Basis“ 

konnten so vermehrt von den Bischöfen aufgenommen werden. Gleichzeitig intensivierten sich die 

Kontakte zwischen den beiden durch die Apartheidgesetze künstlich „getrennten“ Kirchenteile 

innerhalb der Katholischen Kirche Südafrikas, der schwarzen Missionskirche und der weissen 

Siedlerkirche. 

Direkt mit dieser Entwicklung in Südafrika hängt auch das im Vergleich zur Reformierten Kirche in 

der Schweiz allgemein später erfolgte Engagement der Katholiken in der Schweiz gegen die 

Apartheid zusammen. Der Einsatz gegen die Apartheid innerhalb der Schweizer Katholischen 

Kirche wurde erst etwa ab 1986/88 wirklich öffentlichkeitswirksam. Die SBK begann schliesslich, 

wenn auch vorsichtig und mit Verzögerung, den verschiedenen Aktionen Rückendeckung zu geben.  

Während dieser Zeit wurden in Südafrika zahlreiche unbequeme Verantwortliche der Kirchen 

verhaftet, gefoltert oder umgebracht. Die dortigen Kirchen, organisiert im SACC und, für diese 

Studie im Vordergrund, in der SACBC, suchten vermehrt Kontakte mit dem Ausland, um ihren 

Aktivisten einen gewissen Schutz geben zu können. Im Sommer 1986, als ein erneuter 

Ausnahmezustand die Lage verschärfte, lösten die Verhaftungen von Fr. Smangaliso Mkhatshwa 

und Pfarrer Jean-François Bill auch in schweizerischen katholischen Kreisen grosse Betroffenheit 

aus. Pius Hafner von Justitia et Pax war die treibende Kraft dafür, dass die SBK und der SEK im 

September 1986 gemeinsam auf diese Vorgänge und Menschenrechtsverletzungen reagierten. 

Die Verschlechterung der Verhältnisse in Südafrika wurde aber von der Mehrheit der Schweizer 

Öffentlichkeit damals noch nicht mit besonderer Aufmerksamkeit und Betroffenheit 

wahrgenommen. Vorherrschend war hier die Sichtweise der inzwischen gut organisierten und 
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vernetzten, auch mit Finanzmitteln ausgestatteten Wirtschaftsseite, welche aufgrund von Pseudo-

Reformen der Regierung unter dem Präsidenten Pieter Willem Botha das Bild vermittelte, das 

Apartheidsystem bewege sich bereits von sich aus auf dem Weg Richtung Demokratie. Einige 

Solidaritätsgruppen und Stellen innerhalb der Katholischen Kirche bemühten sich im Gegenzug 

besonders darum, mit wahrheitsgetreueren Informationen über die Situation in Südafrika ein 

Gegengewicht zur tendenziösen öffentlichen Meinungsbildung zu bieten. 

 

 3.1  Das Kairos-Dokument – ein starker Impuls für die Solidaritätsbewegungen 

Während dieser Zeit kamen vermehrt Impulse und Informationen aus Südafrika in die Schweiz. 

Dies zum Beispiel durch Schriften des Dominikaners Fr. Albert Nolan. Die Auseinandersetzung mit 

der sich verschärfenden Situation in Südafrika führte, nicht zuletzt unter dem Einfluss der 

lateinamerikanischen Befreiungstheologie, zu einer fruchtbaren Weiterentwicklung der 

„Kontextuellen Theologie“. Unter den katholischen Beiträgen zu dieser Entwicklung nahmen 

diejenigen von Fr. Albert Nolan eine wichtige Rolle ein. Der Dominikaner erregte in der Zeit nach 

1985 mit seinen Thesen Aufsehen und ist bis heute aktiv und einflussreich geblieben. 

In diesen Kontext ist auch das Kairos-Dokument einzuordnen, das in seiner ersten Version im 

Herbst 1985 veröffentlicht wurde. Fr. Albert Nolan sprach ihm eine zentrale Bedeutung zu, weil 

dieses Dokument von einer Gemeinschaft von Christen verschiedenster Kirchen geschrieben 

worden sei und darum ein ökumenisches Produkt darstelle, welches direkt aus den afrikanischen 

Townships komme.15 Der Text ist auf der Grundlage einer Relecture der Bibel, deren Inhalte auf die 

Situation der Unterdrückung angewendet wurden, entstanden. Im Hintergrund standen Methode und 

Ziele der Befreiungstheologie Pate, eine „prophetische Theologie“, welche auch den Stil der 

Sprache prägte. Die Situation wurde mit einer „sozialen Analyse“, wie sie die einfachen Leute 

instinktiv anwenden würden, beurteilt. Kritiker behaupteten deshalb, der Text sei marxistisch 

beeinflusst. Ausgangspunkt der politischen, sozialen und theologischen Analyse im Text war das 

unerträgliche Leiden des Volkes. Auch wurde thematisiert, weshalb allein Stellungnahmen der 

offiziellen Kirchen in dieser Krise nichts gegen die Apartheid ausrichten konnten. Die „Neutralität“ 

wurde als eine gefährliche Versuchung beschrieben. Nun sei die Zeit gekommen, das blosse Reden 

aufzugeben und stattdessen zu handeln. Die Krise wird als eine Zeit der Chance, als „Kairos“ 

verstanden. 

                                                 
15 Archbishop Bui Tlhagale bemerkte dazu in seinem Referat in Johannesburg vom 9. August 2011: „Albert Nolan wrote 

the Kairos Document not an ecumenical group. He is an example of heroes who were not always given their due 

honour at home!” 
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Sr. Claire-Marie Jeannotat kommentiert das Kairos-Dokument so:  

„The Kairos document is a prophetic text. Naudé gave me the very first draft as he passed through Zurich and 

told me it would be one of the most unique document he had ever read. It was an extraordinary support and 

encouragement to many of us. Not all Church leaders accepted it but no one could forbid us to propagate it 

and use it. This document is actual when we analyse the state of our society today.“16 

Mit dem im Sommer 1985 beginnenden Ausnahmezustand in Südafrika erhöhte sich der Druck auf 

die SBK, darauf zu reagieren. Entwicklungspolitisch engagierte Kreise forderten die Schweizer 

Bischöfe auf, gegen die Apartheid aktiv zu werden. Die Theologische Bewegung schlug der 

Kirchenleitung vor, sich mit einer Delegation der SACBC zu treffen. Die Erklärung von Bern und 

die Aktion Südafrika-Boykott erwarteten von den Bischöfen ein klares Wort gegenüber den 

schweizerischen Banken. Der damalige Generalsekretär der Bischofskonferenz, P. Amédée Grab, 

reagierte jeweils recht unterschiedlich auf solche Anfragen. Weil die TheBe im Zusammenhang mit 

der „Luzerner Erklärung“ zugunsten Leonardo Boffs das Missfallen der Bischofskonferenz erregt 

hatte, wurde ihre Anfrage bezüglich Südafrika nicht eben positiv aufgenommen. Auch die Caritas 

Schweiz distanzierte sich vom Aufruf der TheBe und verzichtete darauf, den Brief an die SBK zu 

unterzeichnen. Nur wenig später kontaktierte die Caritas Schweiz das Fastenopfer, Justitia et Pax 

und die SBK hinsichtlich der Südafrikathematik. Dies entsprach dem ersten ernsten Versuch 

innerhalb der Katholischen Kirche in der Schweiz, die Südafrikapolitik der einzelnen Stellen besser 

aufeinander abzustimmen und zu einer gemeinsamen Haltung zu kommen. 

Die „moderaten“ Kräfte innerhalb der Kirche, zu denen man das Fastenopfer, die genannte 

Nationalkommission Justitia et Pax und, wenn auch zu dieser Zeit weniger bedeutend, Caritas 

Schweiz zählen konnte, waren durchaus orientiert und besorgt über die Situation in Südafrika. Dabei 

spielte auch die europäische Vernetzung der Institutionen eine Rolle: So realisierte man in der 

Schweiz, dass das Engagement für Südafrika in vielen Ländern auch innerhalb der Katholischen 

Kirche weit fortgeschritten war. In der Schweiz hatte man lange geglaubt, man könne den Einsatz 

für mehr Gerechtigkeit in Südafrika den Reformierten überlassen. 

 

 3.2  Das Engagement der Jeunesse étudiante chrétienne (JEC) 

Eine wichtige Rolle im Widerstand gegen die Apartheid spielte die JEC, die vor allem in der 

Romandie aktiv war. Als Teil des internationalen Netzwerks der Young Christian Students (YCS), 

das auch in Südafrika aktiv war, hatte die JEC direkte Kontakte zu Partnerorganisationen in 
                                                 
16 Bemerkung von Sr. Claire-Marie Jeannotat vom 28.7.2010. – Die meisten Katholiken in der Schweiz lernten aber das 

Dokument über die reformierten Christen in der Schweiz kennen, nicht durch einen direkten Kontakt mit Südafrika.  
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Südafrika und verfügte deshalb über verlässliche Informationen. Die international gelebte Art der 

Solidarität betreffend Südafrika hatte Ähnlichkeiten mit der Arbeit der in der Schweiz seit Mitte der 

80er Jahre nicht mehr existierenden CAJ. Auch sie berief sich auf Joseph Cardijn und arbeitete mit 

seiner Methode „sehen – urteilen – handeln“. Während die Mitglieder der CAJ vor allem Lehrlinge 

und junge Arbeiter waren, engagierten sich in der JEC Mittelschüler und Studenten. In der Schweiz 

war die JEC praktisch nur in der Romandie aktiv und in den 1980er eher eine Erscheinung am 

Rande der schweizerischen Katholischen Kirche. Über den mit den „jécistes“ verbundenen 

Weihbischof Gabriel Bullet, der wiederum ein gutes Verhältnis zu Bischof Pierre Mamie unterhielt, 

verfügte die JEC jedoch über einen „versteckten“ Draht zur SBK. Direkte Hinweise, dass es diese 

Verbindungen waren, die Ende der 1970er Jahre Bischof Mamie zur Unterstützung der CAJ-

Initiativen im Zusammenhang mit Südafrika bewegten, gibt es aber nicht. Im Gegensatz zur etwas 

später aktiv gewordenen Arbeitsgruppe „Kairos“ in der Deutschschweiz spielten bei der JEC 

Theologiestudierende keine besondere Rolle. Dies war womöglich auch der Grund dafür, dass die 

JEC weniger Kontakte zu anderen katholischen Gruppierungen und Organisationen unterhielt und 

weitgehend unabhängig von katholischen Bewegungen operierte. 

Eine der treibenden Kräfte beim Engagement der JEC gegen die Apartheid war Lucine Miserez. Sie 

arbeitete in Genf als eine von drei Teilzeitangestellten im nationalen Büro der JEC. 1986 nahm sie 

als Delegierte der Schweiz am Weltrat der YCS/JEC in Brüssel teil, der für die JEC zum 

eigentlichen Anfangspunkt des Engagements wurde. In Brüssel trafen die JEC-VertreterInnen aus 

der Schweiz auf Engagierte der YCS in Südafrika. Durch ihren „National Chaplain“, Fr. Albert 

Nolan, waren diese stark von der Befreiungstheologie beeinflusst und in der Bewegung gegen die 

Apartheid aktiv. Die südafrikanische Delegation informierte die Anwesenden in Brüssel über die 

Situation in Südafrika und bat um Unterstützung, auch um Hilfe bei der Verbreitung der Boykott-

Idee in Europa. Die JEC in der Schweiz startete daraufhin ein breites Engagement, beispielsweise 

durch die Organisation eines Besuchs einer Delegation Studierender aus Südafrika in der Schweiz 

oder mit der Petition zur „Reform des Erziehungswesens in Südafrika“, welche von 

Bundesbehörden die Unterstützung der Schwarzen bezüglich Bildungsfragen und die Erhöhung des 

Drucks auf die südafrikanische Regierung mit wirtschaftlichen, politischen und kulturellen Mitteln 

forderte. Wegen dieser Konzentration auf das Erziehungswesen waren die Vertreter der offiziellen 

Schweizer Aussenpolitik der JEC wohlgesinnter als den Organisationen, welche die 

wirtschaftlichen Beziehungen der Schweiz mit Südafrika und damit verbunden die Sanktionenfrage 

ins Zentrum ihrer Aktivitäten stellten. Am 12. November 1986 kam es sogar zu einem Treffen mit 

dem Staatssekretär Edouard Brunner. Daraufhin unterstützte das Eidgenössische Departement für 

auswärtige Angelegenheiten den Besuch der südafrikanischen Delegation der YCS in der Schweiz 
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mit einer Defizitgarantie. 

Mit der Freilassung Mandelas ging das Engagement der JEC für Südafrika wie bei vielen anderen 

Solidaritätsgruppen zu Ende. 

 

 3.3  Eine interdisziplinäre Woche an der Universität Freiburg 

Versuche zur Bildung von Solidaritätsgruppen in Schüler- und Studierendenkreisen, welche sich nur 

der Bekämpfung der Apartheid widmen wollten, wurden von reformierter Seite her, zum Beispiel 

von der ASA/KEM, aber auch vom Mouvement Anti-Apartheid Suisse (MAAS), gefördert. Auf 

katholischer Seite spielte eine „Interdisziplinäre Woche“ der Theologischen Fakultät an der 

Universität Freiburg im Januar 1986 eine wichtige Rolle. Die Idee, das Thema Südafrika in dieser 

Form anzugehen, stammte von einer Studentin, welche die Boykottbewegung im Zusammenhang 

mit Südafrika aus Deutschland kannte. Es wurden verschiedene ReferentInnen eingeladen, so Vreni 

Schneider Biber von der ASA, der Immenseer Al Imfeld, Sr. Claire-Marie Jeannotat, Mascha 

Madörin von der Aktion Südafrika Boykott, Paul Rutishauser von der AAB und ein Vertreter des 

ANC. Die diskutierten Themen waren breit angelegt, boten aber immer auch einen Bezug zur 

Theologie. Dieser kam vor allem über das Kairos-Dokument zustande, welches damals erst seit 

knapp einem halben Jahr bekannt war. Daniel Ammann, der später an der Gründung der 

Arbeitsgruppe Kairos beteiligt war, beschrieb seine Eindrücke von dieser Woche in einem 

Interview: 

„Für mich war es der Umgang mit der Bibel, der zentral war für meinen Widerstand beim Thema Südafrika. 

Und für mich war es vor allem eine grosse Betroffenheit. Ich hatte zuvor ein Jahr Theologie in Lateinamerika 

studiert, habe dort in einfachsten Verhältnissen gelebt mit Gustavo Gutierrez, der Theologie der Befreiung, 

einer Kirche der Armen und einem Kampf aus einer christlichen Grundmotivation heraus. Die Analyse dort 

war, dass die USA den lateinamerikanischen Kontinent ökonomisch, politisch und ideologisch beherrschten. 

Ich habe ein Analyse-Instrumentarium mitbekommen, und ich bekomme jetzt von Mascha Madörin geliefert, 

dass die Schweiz für Südafrika das ist, was die USA für Lateinamerika sind. Die Banken, das politische 

Establishment, alles eins zu eins im Dienst des Unrechts in Südafrika. Das wird untermauert von Al Imfeld, 

der ein ausgewiesener Afrikakenner ist, ein Theologe, ein Immenseer. Das wird unterstützt von einem 

reformierten Pfarrer, Paul Rutishauser, der sagt: „So nicht! Wir stehen an der Seite des Weltkirchenrates und 

wir kämpfen für die Befreiung, für das Recht, für Menschenwürde.“ Dann der Kontakt mit Eva Militz. –

Einfach ’la crème de la crème’, theologisch, menschlich, poetisch, literarisch. (…) Wenn dann noch eine Sr. 

Claire-Marie dabei ist und dich bearbeitet – sie als Menzinger Schwester, die in Südafrika im Widerstand war 

(…) – da war für mich klar: Ich kann jetzt nicht Nein sagen. Jetzt heisst es „to take side“, das war dann das 
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zweite Schlagwort, später, mit Albert Nolan.“17 

Die aus dieser Entwicklung hervorgegangenen Kräfte waren offen für die Übernahme von 

Methoden des gewaltfreien Widerstands, sie organisierten Demonstrationen, z.B. vor Banken, sie 

propagierten den Boykott gegenüber Südafrika und wandten ihn an. Weiter wurde von dieser Seite 

versucht, auf etablierte kirchliche Institutionen, z.B. auf die SBK und das Fastenopfer, einzuwirken. 

Infolge einer allgemeinen Polarisierung innerhalb der Katholischen Kirche, bei der unter anderem 

die Auseinandersetzung um die Befreiungstheologie eine Rolle spielte, gab es jedoch ein starkes 

Misstrauen der Kirchenleitung gegenüber den Forderungen neuer Solidaritätsbewegungen. Man 

vermutete, diese seien grundsätzlich gegen die Katholische Kirche gerichtet und sozialistisch 

unterwandert. Es kam bei einigen Mitgliedern der SBK hinzu, dass sie nicht zu einer Frage so 

Stellung nehmen wollten, dass die bürgerlich orientierte Mehrheit der Gläubigen brüskiert worden 

wäre. Bei anderen Bischöfen standen Menschenrechtsfragen sowie gesellschaftspolitische Themen 

nicht im Vordergrund. Vielleicht beugte man sich bis zu einem gewissen Grad der lauten Kritik von 

rechtskonservativen Gruppen und Einzelpersonen. Das „heikle Problem“, vor allem die Frage der 

Wirtschaftsbeziehungen der Schweiz mit Südafrika, wurde Justitia et Pax überlassen. 

 

 3.4  Die Studie „Unsere Verantwortung für Südafrika“ 

Die Verschärfung der Lage in Südafrika ab Juli 1985 führte dazu, dass Pius Hafner – vielleicht auch 

als Folge der Briefe der Erklärung von Bern, der TheBe-Gruppe Südafrika und der Initiative der 

Caritas Schweiz,18 – noch vor dem Erscheinen der Südafrikastudie im Namen der Justitia et Pax-

Kommission mit einer Erklärung zu Südafrika am 29. Oktober 1985 an die Öffentlichkeit gelangte. 

Ausgegangen wurde im Text von der aktuellen Menschenrechtslage, welche sich zugespitzt habe. 

Das Apartheidsystem wurde scharf verurteilt und als „Sünde gegen Gott“ bezeichnet. In einem 

zweiten Punkt wurde das weisse Regime aufgefordert, die politischen Gefangenen freizulassen. Es 

folgte ein letzter, dritter Abschnitt, in dem auch das Verhalten der schweizerischen Wirtschaft, 

insbesondere der Banken, angesichts des Investitionsstopps vieler Länder und Unternehmen, in 

Frage gestellt wurde. Hafner ging wie im schon fast abgeschlossenen Text der J+P-Studie nicht so 

weit, dass er einen generellen Boykott forderte. 

Als im Dezember 1985 das schon erwähnte Gespräch zwischen Vertretern der Caritas Schweiz, der 

                                                 
17 Interview mit Daniel Ammann und Gallus Weidele, 27.10.2009. 
18 Vorschlag von der Caritas am 26.September 1985: Caritas, Fastenopfer, J+P und SBK sollten zusammensitzen, um 

die Meinungsbildung betreffend Südafrika zu vertiefen. Ausgelöst wurde diese Initiative durch einen Brief der 

Theologischen Bewegung an die SBK vom 23. September 1985. 
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J+P-Kommission, des Fastenopfers und der SBK in Zürich stattfand, verfügte Justitia et Pax über 

einen sehr guten Informationsstand zu Südafrika, vor allem was die Sanktionenfrage betraf. Hafner 

hatte eine umfangreiche Sammlung von Publikationen zu Südafrika und zur Boykottfrage angelegt. 

J+P bekam dadurch so etwas wie eine Führungsrolle innerhalb der „etablierteren“ Kreise der 

Katholischen Kirche in der Schweiz für diese Thematik.  

Fast gleichzeitig, Ende 1985, wurde der Text der Studie „Unsere Verantwortung für Südafrika“ von 

der J+P-Kommission genehmigt. Der Beschluss der USA, dem südafrikanischen Staat keine 

Kredite und Anleihen mehr zu gewähren, war im Herbst 1985 bekannt geworden und konnte noch 

in den Text einfliessen. Nun konnte argumentiert werden, die Schweiz würde mit ihrer 

Geschäftstätigkeit die Massnahmen anderer Länder unterlaufen.  

Das Sekretariat der SBK, welches als Folge der Verschlechterung der Situation in Südafrika ab 

Sommer 1985 immer wieder mit Aufforderungen an die Bischöfe, aktiver zu werden, konfrontiert 

wurde, leitete die jeweiligen Schreiben stets an J+ P weiter. Dies machte Sinn, da sich J+P durch 

die bald erscheinende Studie zu jener Zeit intensiv mit der Thematik auseinandersetzte. Teilweise 

bekommt man aber auch den Eindruck, dass die SBK bzw. deren Sekretariat das Problem 

„Südafrika“ J+P abgab, um sich selber möglichst wenig darum kümmern zu müssen.  

Die Studie „Unsere Verantwortung für Südafrika“, in einem ersten Schritt zu grossen Teilen von 

Hilar Eggel geschrieben, erschien ungefähr im August 1986, somit zufälligerweise zu einem 

„idealen“ Zeitpunkt, denn der ab Mitte Juni 1986 verhängte Ausnahmezustand brachte die Kirchen 

in Südafrika, auch die katholische, unter anderem durch zahlreiche Verhaftungen in grosse 

Bedrängnis. Fast gleichzeitig begann man auch beim Fastenopfer, dem Thema „Südafrika“ in der 

Öffentlichkeitsarbeit mehr Gewicht zuzugestehen. 

Inhaltlich kam die Studie zum Schluss, dass das Apartheidregime ohne Druck von aussen nicht 

bereit sei, die Rassentrennung abzuschaffen. Deshalb seien „dosierte und selektive 

Boykottmassnahmen“ notwendig.19  

Obwohl die Studie „Unsere Verantwortung für Südafrika“ teilweise als zu theoretisch bezeichnet 

wurde, fand sie bei engagierten Kreisen grosse Beachtung und Anerkennung, auch innerhalb der 

Reformierten Kirche der Schweiz, welche bis zu diesem Zeitpunkt über keine ähnliche 

wissenschaftliche Arbeit zum Sanktionenproblem verfügte. Die sozialethische Analyse befriedigte 

ein wichtiges Bedürfnis, obwohl sie eigentlich nicht das war, was die Motionäre am Pastoralforum 

1981 hatten erreichen wollen. 
                                                 
19 Justitia et Pax (Hrsg.): Unsere Verantwortung für Südafrika. Analyse der Situation in Südafrika sowie sozialethische 

Überlegungen zu Wirtschaftsbeziehungen mit rassistischen Staaten am Beispiel Südafrikas. Aus der 

Publikationsreihe der Kommission Justitia et Pax, Band 14. Bern 1986. S. 120ff.  
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 3.5  „Ketten sprengen“ – eine ökumenische Kampagne zu den Menschenrechten 

Für das Fastenopfer rückte das Thema Südafrika ab 1986 ebenfalls stärker in den Fokus. Die 

Kampagne „Ketten sprengen“ während der Fastenzeit 1986 stellte Südafrika als eines von drei 

Ländern in den Mittelpunkt der Aktion. In der Agenda wurden mehrere Aspekte der Apartheid 

direkt zur Sprache gebracht. Zum Beispiel die Zwangsumsiedlungen, die Haltung der SACC und 

von Beyers Naudé zum Rückzug von Geldanlagen, die Rolle der Schweizer Grossbanken als 

Kreditgeber für Südafrika und die Bedeutung der Schweiz als Zentrum für den Goldhandel. Es 

folgte ein Interview mit Winnie Mandela und ein Text über den Boykott von Früchten aus 

Südafrika. 

Die Kampagne 1986 löste in der Schweizer Öffentlichkeit Kontroversen aus. Im Zentrum der Kritik 

stand jedoch nicht so sehr das Thematisieren der Apartheid, sondern der Vorwurf, dass 

Menschenrechtsverletzungen in kommunistischen Ländern nicht ebenfalls thematisiert worden 

seien. Diese Angriffe führten beim Fastenopfer zu einer Stärkung der „weichen“ Haltung gegenüber 

der Wirtschaft. Zwar wurde der Spendenrückgang beim Fastenopfer nicht nur auf die Kritik an der 

Kampagne zurückgeführt, aber dennoch wollte man dem Vorwurf der Einseitigkeit bei der 

Länderauswahl Rechnung tragen. Um der angeblichen „Linkslastigkeit“ zu begegnen, wurde den 

konservativen Opponenten sogar die Möglichkeit gegeben, vor der Schlussredaktion Einsicht in die 

Agenda-Texte zu nehmen. An der Grundausrichtung des Fastenopfers wurde jedoch nicht gerüttelt. 

Der Kurs, wie er im „Manifest 2000“, welches 1986 zum 25-jährigen Jubiläum des Fastenopfers 

gemeinsam mit Brot für Brüder erarbeitet worden war, zum Ausdruck kam, wurde beibehalten. 

Die erneute Verhängung des Ausnahmezustandes in Südafrika im Sommer 1986, die Verhaftung und 

Folterung des Generalsekretärs der SACBC, Fr. Smangaliso Mkhatshwa, und die Besuche von 

Vertretern der Kirchen aus Südafrika ermunterten das Fastenopfer zu einer aktiveren Haltung. So 

stand während der Kampagne 1988 erneut Südafrika im Vordergrund. Als Gäste der Kampagne, die 

unter dem Motto „Begegnung“ stattfand, wurden unter anderen die Bischöfe Zithulele Patrick 

Mvemve und Wilfrid Napier, der schliesslich jedoch nicht in die Schweiz reisen konnte, und Fr. 

Albert Nolan eingeladen. Für das kirchliche Engagement in der Schweiz gegen die Apartheid stellte 

dieser Besuch eine wichtige Stärkung dar. Bischof Zithulele Patrick Mvemve fand in seiner Predigt 

vom 21. Februar 1988 in der Jesuitenkirche in Luzern klare Worte zum Verhältnis der Schweiz zu 

Südafrika: 

„I come from South Africa, a land that is well known for its apartheid or racism. And I am a guest here in 
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Switzerland, a land that is well known for its international banking system. (…) What is the link between 

South Africa and Switzerland? What is the link between South Africa, Switzerland and the gospel of Jesus 

Christ? The answer is quite simply money.”20 

In der Aktionsagenda hatte zudem Bischof Wilfrid Napier die Gelegenheit, sich zur Frage der 

Sanktionen aus der Sicht der SACBC zu äussern. Die Kampagne 1988 rückte die Tatsache, dass das 

Thema Südafrika und Apartheid auch die katholische Schweiz direkt betraf, ins Bewusstsein. 

In Südafrika selber unterstützte das Fastenopfer immer mehr Projekte, welche den politischen 

Wandel im Land zum Ziel hatten. Eine Reise des Fastenopfer-Direktors Ferdinand Luthiger im 

Sommer 1987 nach Südafrika verstärkte die Beziehungen zwischen dem Hilfswerk und den 

kirchlichen Institutionen vor Ort. Der Auslöser für diese Reise waren die sich in die Länge 

ziehenden Bankengespräche, an denen Ferdinand Luthiger das Fastenopfer vertrat. Ferdinand 

Luthiger wollte sich ein Bild über die Situation im Land machen und gleichzeitig einige Projekte 

besichtigen. Als Begleiter kam Max Hofer, der engste Mitarbeiter von Bischof Otto Wüst, dem 

Stiftungsratspräsidenten des Fastenopfers, mit nach Südafrika. Max Hofer hatte zudem Einsitz in 

der gemeinsamen Theologischen Kommission von Brot für Brüder und Fastenopfer. 

Die Besucher aus der Schweiz nahmen gemäss Bericht unter anderem den Eindruck mit nach 

Hause, es herrsche im Land keine einheitliche Meinung zu den Wirtschaftssanktionen. Die 

Tatsache, dass die SACBC keinen generellen Boykott empfahl, wurde zur Kenntnis genommen und 

sollte die Haltung der Fastenopfer-Leitung gegenüber der Schweizer Wirtschaft in den nächsten 

Jahren prägen, zum Beispiel während der Bankengespräche. 

 

 3.6  Gespräche mit den Banken 

Ab Sommer 1986 bis Oktober 1989 versuchten die „moderaten“ Kräfte der zwei grossen Kirchen in 

der Schweiz, die Grossbanken in Gesprächen dazu zu bringen, sich aus dem Südafrikageschäft 

zurückzuziehen. Diese „Bankengespräche“ gingen auf eine gemeinsame Initiative der SBK und des 

SEK zurück, die im Februar 1986 mit diesem Vorschlag an die Bankier-Vereinigung gelangt waren. 

Weil man sich am Anfang darauf geeinigt hatte, die Diskussionen geheim zu halten und nur mit 

wenig aussagekräftigen Statements an die Öffentlichkeit gelangte, verärgerte man die 

progressiveren Engagierten. Es tat sich in Bezug auf die Südafrikafrage ein weiterer Graben auf 

zwischen den gemässigten Kirchenvertretern und denjenigen, welche in ihren Forderungen 

                                                 
20 Staatsarchiv Luzern, Fastenopfer, Sermon by Bishop Patrick Mvemve, Sunday 21st February 1988, Ordner 

Information 0102B, Gästetourneen, Bischof Mvemve, Fr. A. Nolan, Bischof Wilfrid Napier; Südafrika (1988). 

(Dossier zur Zeit der Recherchen im Archiv noch nicht erfasst.) 
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radikaler waren. 

Bischof Johannes Vonderach hatte schon während des unterdessen abgebrochenen „Gesprächskreis 

Kirche – Wirtschaft“ betont, er erwarte von Justitia et Pax in dieser Aufgabe ein starkes 

Engagement. Es überrascht deshalb nicht, dass Pius Hafner, auch wegen seiner fundierten 

Kenntnisse in Wirtschaftsfragen, in den noch deutlicher auf Südafrika ausgerichteten 

Bankengesprächen ab August 1986 eine Führungsrolle unter den beteiligten Vertretern der 

Katholischen Kirche bekam. An diesen Bankengesprächen beteiligten sich von katholischer Seite 

wie bereits erwähnt der Direktor des Fastenopfers, Ferdinand Luthiger, und der Mariannhiller P. 

Damian Weber. Sowohl auf katholischer als auch auf reformierter Seite war von der eigentlichen 

Kirchenleitung niemand in der Delegation vertreten. 

Diese Kirchendelegation erwartete von den Banken eine ernsthafte und kritische Überprüfung ihrer 

Einschätzung des Reformwillens der Botha-Regierung, einen vollständigen Verzicht auf die 

Gewährung neuer Kredite an den südafrikanischen Staat und das südafrikanische Bankensystem, 

grössere Transparenz in den Bankenbeziehungen Schweiz – Südafrika sowie die Kenntnisnahme 

der kirchlichen Quellen über Südafrika.21 Für den Fall, dass in den Gesprächen keine Annäherung 

möglich sein sollte, überlegte sich die ökumenische Delegation ein vierstufiges Vorgehen, welches 

vom Rückzug kirchlicher Gelder von Grossbankenkonten über den Aufruf an die Pfarreien und 

Kirchgemeinden, dasselbe zu tun, bis zur Weigerung, Zahlungen auf Konten von Grossbanken 

auszuführen und eine öffentliche Plakataktion zur Erklärung der ergriffenen Massnahmen reichte. 

Die Gespräche gestalteten sich schwierig. Von Anfang an wurde deren Verlauf von den Vertretern 

der Banken bestimmt, welche sie als einen unverbindlichen Gedankenaustausch betrachteten, 

während von Seiten der Kirchen grosse Erwartungen damit verbunden waren. Zudem gelang es den 

Bankenvertretern, technische Aspekte ins Zentrum zu rücken, während die ethischen Fragen, in 

denen die Kirchenvertreter etwas zu sagen gehabt hätten, eher nebensächlich blieben. 

Der „Dialog“ mit den Kirchen beeinflusste die Bankiers kaum, diente ihnen jedoch dazu, ihr Image 

aufzubessern. Die Mitglieder der Kirchendelegation an den Bankengesprächen wiederum waren 

selber in einer unbequemen Lage. Lange waren weder der SEK noch die SBK bereit, den 

„Delegierten“ genügend Rückhalt zu geben. Obwohl in der Fastenopfer/Brot für Brüder-Agenda 

von 1988 die Bankengespräche aus Sicht der Hilfswerke überraschend positiv dargestellt wurden, 

führte die Verzögerungstaktik der Banken allmählich zu einer kritischeren Haltung auf kirchlicher 

Seite. Besonders deutlich kommt dies kurz nach dem letzten Bankengespräch in einer Reaktion von 
                                                 
21 Vgl. BfA-Archiv, Aktionskomitee bis Ende 1986, Schweizer Banken und Südafrika. Erklärung der Delegation der 

Kirchen und Hilfswerke zur Eröffnung des Gesprächs vom 19.8.1986 in Bern mit einer Delegation der 

Schweizerischen Bankiervereinigung, 11.8.1986, 2 f. 
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von Ferdinand Luthiger zum Ausdruck: 

„Inzwischen wurde aber mein Vertrauen in die Bankenvertreter arg erschüttert. Nur wenige Tage nach 

unserem Gespräch wurde das Umschuldungsabkommen unterzeichnet. Anlässlich der Sitzung wurde 

hingegen der Eindruck erweckt, die Diskussionen würden sich noch längere Zeit hinziehen. Ich fühle mich 

regelrecht betrogen und bin empört. So kann es nicht mehr weitergehen, sonst geben wir uns der 

Lächerlichkeit preis.“22 

Zu diesem Eklat kam es 1989 nach der fünften Gesprächsrunde. Die Enttäuschung über das 

Verhalten der Banken war bei den kirchlichen Gesprächspartnern so gross, dass die Gespräche nach 

diesem Vorfall nicht mehr fortgesetzt wurden. 

 

 3.7  Die Sanktionenfrage im Zentrum 

Im September 1985 beschloss die US-Regierung Sanktionen gegenüber Südafrika. Im Oktober des 

selben Jahres ergriffen 49 Commonwealth-Staaten Boykottmassnahmen. Die Gefahr, dass die 

Schweiz für Umgehungsgeschäfte benutzt werden konnte, stieg damit an. In der Folge geriet die 

schon 1981 ins Pastoralforum in Lugano eingebrachte Frage des Boykotts bei den Engagierten 

gegen die Apartheid immer mehr in den Vordergrund. Teilen der Kirchenleitung und einigen 

weiteren Verantwortlichen, welche sich stark mit der bürgerlichen Elite der Schweiz, besonders mit 

der CVP, verbunden fühlten, gingen diese Forderungen jedoch zu weit. Sie wollten sich, zumindest 

in einer ersten Zeit, nicht hinter die aus ihrer Sicht „radikalen“ Anliegen stellen, um Konflikte zu 

vermeiden. Gleichzeitig nahm der Druck der Rechtskonservativen, welche auch versteckt rassistisch 

argumentierten, auf die Kirchen in der Schweiz zu. 

Am 14. April 1987 konnte Pius Hafner auf Initiative der CVP-Nationalrätin Elisabeth Blunschy-

Steiner vor der Kommission für auswärtige Angelegenheiten des Nationalrates 15 Minuten über 

„Südafrika und Boykottmassnahmen“ referieren. An dieser Sitzung ging es um die Vorberatung der 

„parlamentarischen Initiative Rechsteiner vom 9. Oktober 1986 betreffend Südafrika-Sanktionen; 

Umgehung durch die Schweiz.“ Hafner ging von einer Einschätzung aus dem Jahre 1977 von Hans-

Balz Peter, dem Leiter des Instituts für Sozialethik des SEK, aus, um dann herauszustreichen, dass 

seit den Soweto-Unruhen 1976 die gewaltsame Unterdrückung in Südafrika ein noch grösseres 

Ausmass erreicht habe. Hafner zeigte auf, dass sich bereits 1975 bis 1976 die Guthaben von 

Schweizer Banken in Südafrika von 1,6 Mrd. Franken auf 2,6 Mrd. Franken erhöht hatten. Zur 

Frage, ob die Schweiz heute wieder zu Umgehungsgeschäften mit Südafrika diene, äusserte sich der 

                                                 
22 Archiv der J+P, Notiz Ferdinand Luthigers: Meine Eindrücke zum Gespräch mit Bankenvertretern betr. Südafrika 

vom 12. Oktober 1989, 23. Oktober 1989, RZA/13-7302, Südafrika, Vorbereitung Studie. 
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J+P-Sekretär mit Verweis auf Schweizer Statistiken vorsichtig, wies dann aber auf den in den 

Aufstellungen nicht erscheinenden Goldhandel und den Diamantenhandel hin. Hafner tönte die 

Möglichkeit an, dass weitere wichtige Geschäfte hinzukommen könnten, welche er aber nicht 

aufdecken könne, da er kein Spezialist dafür sei.  

Anschliessend wurden die aus der Sicht von Justitia et Pax notwendigen Massnahmen der Schweiz 

formuliert: Umgehungsgeschäfte müssten unabhängig davon, ob diese bereits stattfänden, 

verhindert werden, um nicht zum Komplizen des Apartheidsregime zu werden. Die Schweiz habe 

bereits einmal im Falle von Südrhodesien beschlossen, den Geschäftsverkehr mit einem Land 

einzuschränken; die Situation in Südafrika sei heute vergleichbar. Hafner wies auf die Sanktionen 

durch zahlreiche Staatengemeinschaften und Staaten gegenüber Südafrika hin: 

„Daraus ergibt sich für mich die Konsequenz, dass die Schweiz den „courant normal“ gegenüber Südafrika 

zumindest in all jenen Bereichen einführen sollte, in denen andere wichtige Handelspartner Südafrikas 

Sanktionen ergriffen haben. Würden von wichtigen Exponenten der internationalen Staatengemeinschaft oder 

gar von der UNO in den kommenden Monaten Sanktionen in weiteren Bereichen beschlossen, so wäre der 

courant normal entsprechend auch auf diese Bereiche auszudehnen.“23 

In diesem Zusammenhang sprach der J+P-Sekretär auch die Notwendigkeit an, das Geschäft mit 

Gold und Rohdiamanten bei der Anwendung des „courant normal“ nicht zu vergessen, denn dieses 

diene Südafrika zur Kompensation der aus den Wirtschaftssanktionen entstandenen Verluste. 

Pius Hafner betonte abschliessend, dass er diese Vorschläge nur als Minimallösung betrachte. Es sei 

eine politische Frage, ob die Schweiz weitere wirtschaftliche Massnahmen gegenüber Südafrika 

ergreifen wolle oder sich gar an den Sanktionen beteilige. Gemäss der Ansicht bedeutender 

Völkerrechtler sei es durchaus neutralitätspolitisch möglich, eine „konsequente Neutralitätspolitik“ 

bzw. eine solidarischere Politik gegenüber den Unterdrückten in Südafrika zu verfolgen. 

 

Am 21. April 1987 wandte sich Pius Hafner mit einer „Richtigstellung“ an die Öffentlichkeit, 

nachdem die rechtsbürgerliche Aktion Schweiz Südafrika (asa), eine Gegenbewegung zur AAB, die 

Meldung verbreitet hatte, die SACBC würde die Wirtschaftssanktionen nicht mehr unterstützen. Ab 

1988 war es für Pius Hafner leichter, die SBK von einem klareren Engagement gegen die Apartheid 

zu überzeugen. Dies hing vor allem mit dem neuen Generalsekretär der SBK, P. Roland-B. Trauffer, 

indirekt auch mit der Arbeitsweise des neuen Präsidenten der SBK, Bischof Joseph Candolfi, 

zusammen.  

                                                 
23 Archiv der J+P, Votum anlässlich des Hearings der Kommission für auswärtige Angelegenheiten des Nationalrates, 

am 14. April 1987, Pius Hafner, RZA/3-7203, Südafrika – Schweiz. Parlament, 1985–1993. 
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Der Besuch von Bischof Zithulele Patrick Mvemve und Fr. Albert Nolan während der Fastenzeit 

1988 war für Pius Hafner der Anlass dafür, die SBK dazu zu bringen, sich mit einer Erklärung – wie 

eigentlich schon im Winter 86/87 mit „Solidarität mit den Opfern der Apartheid“ geplant – zu 

Südafrika zu äussern. Bei der Frage der Wirtschaftsbeziehungen der Schweiz zu Südafrika waren 

die Bischöfe jedoch nur zu vorsichtigen Äusserungen bereit, wobei der J+P-Sekretär, welcher die 

Situation offensichtlich einschätzen konnte, diesen Aspekt schon in seinem Entwurf in diesem 

Sinne formuliert hatte. 

Die Erklärung enthielt deshalb eine vorsichtige Formulierung bezüglich der „umfangreichen 

Wirtschaftsbeziehungen“ der Schweiz mit Südafrika. Hafner hatte den Entwurf nach Rücksprache 

mit P. Roland-B. Trauffer geschrieben und im Begleitbrief an den Generalsekretär mit folgenden 

Worten kommentiert:  

„Nachdem bereits nach dem ersten Besuch südafrikanischer Bischöfe (Dezember 86) von einer Erklärung der 

Bischofskonferenz zu Südafrika die Rede war, würde ich es sehr begrüssen, wenn nun zumindest nach dem 

zweiten Besuch eine solche Erklärung Tatsache würde. Es ist meines Erachtens dringend notwendig, dass 

auch die Schweizer Kirche ihre Solidarität mit den Unterdrückten in Südafrika deutlicher zum Ausdruck 

bringt. Dies sind wir, glaube ich, den Mitchristen in diesem Land schuldig. Dabei werden sie (die 

Verantwortlichen in Wirtschaft und Politik unseres Landes) zu überprüfen haben, wie sich ihre Beziehungen 

zu Südafrika mit menschenrechtlichen Grundforderungen in Einklang bringen lassen.“24 

 

 3.8  Die AG Kairos und die Tagung „Christliche Solidarität mit den Opfern der 

Apartheid“ 

Mit der AG Kairos wurde ab Anfang 1988 eine Arbeitsgruppe aktiv, die sich ganz auf Südafrika 

konzentrierte. Sie bestand zum Teil aus Studierenden, welche an der schon erwähnten 

Interdisziplinären Woche in Freiburg teilgenommen und sich zum Ziel gesetzt hatten, eine grosse 

schweizerische Tagung zu Südafrika zu organisieren. Als Vorbild diente das Solidaritätstreffen 

„Christliche Solidarität mit Zentralamerika“ von 1984. Wichtig für das Zustandekommen der 

Gruppe war Sr. Claire-Marie Jeannotat gewesen. Die AG Kairos ging, wie der Name andeutet, vom 

Kairos-Dokument aus. Sie begann intensive Kontakte mit der ASA, auch mit Mascha Madörin von 

der Aktion Südafrika Boykott zu pflegen. So konnte die Gruppe Kairos von einem grossen Know-

how profitieren. Diese neue Arbeitsgruppe auf katholischer Seite suchte das Gespräch mit 

verschiedenen anderen Stellen und Werken, um Einfluss zu nehmen und das vorhandene Wissen zu 

                                                 
24 Archiv J+P, Brief Pius Hafners an P. Roland-B. Trauffer vom 29. Februar 1988, RZA/5-7205, Südafrika, Aktionen 

J+P, 1985–1992. 
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erweitern. Eine Zusammenarbeit mit der SMB, welche im damals neuen Romerohaus in Luzern 

Raum für mehrere Südafrikaveranstaltungen bot, bahnte sich an. Man teilte Interessen und 

Zielsetzungen. 

Unterdessen war bekannt geworden, dass Bischof Wilfrid Napier25 aus Südafrika im Rahmen der 

Brot für Brüder/Fastenopfer-Kampagne im Februar 1988 die Schweiz besuchen würde. Es entstand 

die Idee, den Gast selber zu treffen, um die südafrikanische Partnerkirche in den Prozess der 

Vorbereitung der Tagung einzubeziehen. Der Kreis der Freiburger Theologiestudierenden und 

jungen TheologInnen erweiterte sich. Neben Sr. Claire-Marie Jeannotat engagierte sich eine weitere 

Menzinger Schwester, Sr. Thomas Limacher, in der Gruppe. Ein Priester, Christoph Schönenberger, 

welcher kurz vor einer Reise nach Namibia und Südafrika stand, war ebenfalls dabei. Hinzu kamen 

weitere Interessierte. Man war bemüht, durch reformierte Mitglieder den Kontakt zur Partnerkirche 

zu vereinfachen. 

Im Januar 1988 richteten die Teilnehmer am „Arbeitsseminar Südafrika und Sanktionen“ in 

Wildhaus beziehungsweise die AG Kairos einen Brief an die SBK und baten sie um Informationen 

über den Stand der Bankengespräche. P. Roland-B. Trauffer sandte eine Kopie des Briefes an 

Justitia et Pax und bat Pius Hafner, die Fragen als „kompetentestes Mitglied“ der katholischen 

Vertretung an den Bankengesprächen zu beantworten. Daniel Ammann von der AG Kairos wurde 

daraufhin per Telefon auf später „vertröstet“, Pius Hafner zeigte sich aber an der von der AG Kairos 

geplanten Südafrika-Tagung für Januar 1989 interessiert. 

Während der Tagungsvorbereitung intensivierten sich die Kontakte zwischen der AG Kairos und 

ASA/KEM. Die ASA hatte schon seit über zehn Jahren damit begonnen, sich gegen die Apartheid 

einzusetzen, und besass in dieser Arbeit eine grosse Erfahrung. Durch die zahlreichen Kontakte mit 

Südafrika verfügte die ASA über aktuelle und verlässliche Informationen. Die reformierten 

Engagierten waren sehr daran interessiert, dass ein ähnliches Engagement, wie sie es begonnen 

hatten, auch in der Katholischen Kirche zustande kam. 

Unterdessen hatten die einzelnen Kairos-Mitglieder weitere Kontakte geknüpft, welche auch über 

die Deutschschweiz hinausgingen. Paul Rutishauser von der AAB hatte sich bereit erklärt, beim 

grossen Treffen mitzuarbeiten. Der Mariannhiller P. Damian Weber wollte sich nicht als Mitglied 

von Kairos beteiligen, dafür fehlte ihm die Zeit, er half aber mit Adressen usw. Man suchte auch 

Kontakt mit dem Mouvement Anti-Apartheid Suisse (MAAS) in der Romandie und mit Engagierten 

in der italienischsprachigen Schweiz. Allerdings gelang es nicht, einen dauerhaften Kontakt mit 

                                                 
25 Es kam schliesslich nicht Bischof Wilfrid Napier, sondern es kamen Weihbischof Zithulele Patrick Mvemve und Fr. 

Albert Nolan.  
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italienischsprachigen Aktivisten und Aktivistinnen zu unterhalten. 

Von besonderer Bedeutung für die Kairos-Mitglieder war das Treffen mit Weihbischof Zithulele 

Patrick Mvemve und Fr. Albert Nolan am 20. Februar 1988. Die zwei Gäste konnten sich für die 

Arbeitsgruppe etwa drei Stunden Zeit nehmen. Das Gespräch wurde von den Mitgliedern der AG 

Kairos als sehr eindrücklich beschrieben, sie fühlten sich von Fr. Albert Nolan und Bischof 

Zithulele Patrick Mvemve ernst genommen. Es wurden auch zahlreiche praktische Fragen erörtert. 

Man war beispielsweise auf der Suche nach einem Logo oder wollte Tipps, welche VertreterInnen 

aus Südafrika man einladen solle. Die beiden Gäste sicherten ihre weitere Unterstützung für das 

Vorhaben einer Tagung zu Südafrika zu. 

Im Vergleich zu anderen katholischen Institutionen, welche sich gegen die Apartheid einsetzten, war 

die Arbeitsgruppe Kairos nicht an institutionelle Interessen gebunden und konnte ihre Forderungen 

stellen, ohne Rücksichten nehmen zu müssen. Gleichwohl trug sie ihre Anliegen in einer Art und 

Weise vor, welche sachbezogen argumentierte und ohne verbale Attacken daherkam. Bei der AG 

Kairos war man sich bewusst, dass die etablierteren Institutionen in ihren Forderungen nicht so weit 

wie sie gehen würden; trotzdem begann man, mit kritischen Fragen und Anregungen auf die 

Akteure einzuwirken. Vor allem durch die Zusammenarbeit mit der ASA war innerhalb der AG 

Kairos bald ein grosses Wissen vorhanden.  

Die Arbeitsgruppe verfügte zudem über gute Kontakte innerhalb der Katholischen Kirche. Daniel 

Ammann kannte über seine Lizentiatsarbeit verschiedene Personen beim Fastenopfer. Gallus 

Weidele hatte aufgrund seiner Schulzeit einen guten Draht zur SMB. Die beiden Menzinger 

Schwestern, Sr. Claire-Marie Jeannotat und Sr. Thomas Limacher, hatten Kontakte zu katholischen 

Missionskreisen. Weiter existierten Beziehungen zur Jugendarbeit, zur Jungen Gemeinde, zu 

Jungwacht/Blauring und weiteren Organisationen. 

Schon bald verfügte die AG Kairos über detaillierte Kenntnisse gerade auch in wirtschaftlichen 

Fragen und es gab Versuche, den Kirchenvertretern an den Bankengesprächen dieses Wissen zur 

Verfügung zu stellen. Ferdinand Luthiger, Pius Hafner und P. Damian Weber fühlten sich jedoch 

verpflichtet, sich gemäss der Abmachung mit den Bankiers an die Schweigepflicht zu halten, und 

wagten es nicht, den Mitgliedern der AG Kairos die Traktandenliste zu zeigen. Zuvor war einer der 

drei Beteiligten an den Bankengesprächen einmal zu früh mit einer Information an die 

Öffentlichkeit gelangt, worauf die Bankenseite mit massivem Protest reagiert hatte. 

 

Vor diesem Hintergrund gelang es den Mitgliedern der AG Kairos, weitere Kreise für eine 

Unterstützung der Südafrika-Tagung gewinnen. So sicherte beispielsweise auch eine kleine 

politische Partei, das damalige „Grüne Bündnis Luzern“, ihre Unterstützung zu. 
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Die starke Beteiligung reformierter Stellen, ob finanziell, mit ihrem jahrelangem Know-how oder 

durch eigentliche Mitarbeit, war für die AG Kairos zentral. Die Katholische Kirche hatte ja erst seit 

kurzem begonnen, sich vertieft mit der Situation in Südafrika und der Apartheid 

auseinanderzusetzen. Gegen aussen trat die AG Kairos als Organisatorin der Tagung auf, im 

Hintergrund waren jedoch viele reformierte Engagierte für die Tagung aktiv. 

Der Titel der Veranstaltung „Christliche Solidarität mit den Opfern der Apartheid“ war eine 

Analogie zur Zentralamerika-Veranstaltung von 1984, konnte aber auch als eine Anspielung auf die 

Erklärung der SBK vom 10. März 1988 verstanden werden. 

Man konzentrierte sich auf die Länder Südafrika und Namibia. Die Themenauswahl umfasste 

kirchliche, theologische, wirtschaftliche, politische und kulturelle Aspekte. Auch über Bildung, die 

Presse in der Schweiz, die Situation der Frauen, Friedensarbeit, Gesundheit, Gewerkschaften und 

Homelands wurde diskutiert. 

Einige Ateliers der Veranstaltung waren besonders gefährdet, durch Aktionen der Gegner der AAB, 

welche sich an der Tagung einschleusten, gestört zu werden. Schon bei den Vorbereitungen war die 

AG Kairos davon ausgegangen, dass die asa26 und ähnliche Gruppierungen aus der Schweiz sowie 

die Geheimdienste und die südafrikanische Botschaft ihre Mitarbeiter und Verbündeten aufbieten 

würden, um die Gespräche zu behindern und die „Linken“ zu bespitzeln. Es kam zu Störungen in 

sechs „Workshops“. Das Atelier „Wie sieht die Zukunft in Südafrika aus?“ thematisierte die 

Ansichten des ANC und wurde besonders heftig mit unsinnigen Fragen und anderen Gegenaktionen 

blockiert. 

Von den verschiedenen katholischen Stellen, Bewegungen und Gemeinschaften hatten sich Pius 

Hafner von Justitia et Pax, Sr. Claire-Marie Jeannotat und Sr. Thomas Limacher von den Menzinger 

Schwestern, Al Imfeld von den Immenseern und Ferdinand Luthiger vom Fastenopfer als 

Atelierleiter zur Verfügung gestellt. Es kamen weitere Workshop-Leiter aus katholischen Kreisen 

hinzu, zum Beispiel von Jungwacht/Blauring und der JEC. P. Damian Weber von den 

Mariannhillern beteiligte sich an der Pressekonferenz. Dass der Generalsekretär der SBK, P. 

Roland-B. Trauffer, sich Zeit genommen hatte und den ganzen Samstag am Anlass teilnahm, freute 

die Mitglieder der AG Kairos besonders. Von den Bischöfen war niemand erschienen. 

Nach den Abschlussarbeiten im Zusammenhang mit der Tagung in Luzern blieb die AG Kairos 

weiterhin für Südafrika aktiv. Die Mitglieder waren durch die erfolgreiche Organisation des grossen 

Projekts zusammengewachsen. Wichtige Beziehungen, zum Beispiel zur ASA und zur Table ronde, 

                                                 
26 Mit der Abkürzung in Minuskeln ist die rechtsbürgerliche Kampforganisation „Arbeitsgruppe Südliches Afrika“ 

gemeint. 
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wurden weiter gepflegt.  

Es wurde als nächstes versucht, Kirchgemeinden zu motivieren, ihre Konten bei Grossbanken 

zurückzuziehen. Später sprach man auch mit dem Fastenopfer über diese Möglichkeit. Um 

Hilfswerke wie das Fastenopfer von einem Wechsel ihrer Hausbank zu überzeugen, wurden 

zahlreiche Abklärungen getroffen. Man wollte herausfinden, wie grössere Organisationen, welche 

die Bank gewechselt hatten, um gegen die Südafrikapolitik der Finanzinstitute zu protestieren, ihre 

Finanzgeschäfte mit dem Ausland erledigten. 

Dadurch, dass die AG Kairos institutionell nicht mit katholischen Einrichtungen verbunden war, 

konnte sie „frecher“ auftreten als es z.B. das Fastenopfer, Justitia et Pax oder die SBK es wagten 

und bei ihren Forderungen gegenüber der Wirtschaft in der Schweiz oder den Bundesbehörden 

einiges weiter gehen. Die AG Kairos war auch bereit, die in der Schweiz umstrittenen Methoden des 

gewaltfreien Widerstands in ihren verschiedenen Spielarten zu propagieren. 

Indem sich die Gruppe durch ihre auf einzelne Fachgebiete spezialisierten Mitglieder ein fundiertes 

Wissen über die Südafrikaproblematik angeeignet hatte, konnte sie kompetent auftreten und schuf 

sich so die Möglichkeit, verschiedene kirchliche Einrichtungen beeinflussen zu können. Ein 

ehemaliges Mitglied meint:  

„Die Gruppe arbeitete sehr innovativ und engagiert. Mich freute vor allem, dass dabei eher jüngere 

Menschen aktiv waren aus verschiedenen Berufen und Hintergründen, mit verschiedenen Motivationen. 

Allen war eigen: Es braucht ein neues Südafrika!“27 

Die Methode, wie die AG Kairos vorging, beruhte auf einer realistischen Einschätzung der 

gesellschaftspolitischen und wirtschaftlichen Verhältnisse in der Schweiz und war strategisch klug 

angelegt. 

Es gab zwischen einzelnen Fastenopfer-Mitarbeitern, auch dem Direktor, Ferdinand Luthiger, und 

Kairos-Leuten Freundschaften und ein grundsätzliches Vertrauen, was den Kontakt leichter machte, 

obwohl man unterschiedliche Ansichten zu Wirtschaftsfragen hatte oder glaubte vertreten zu 

müssen. 

Auch durch die neue Plattform Table ronde gelang es der AG Kairos, mit weiteren Akteuren 

innerhalb der Katholischen Kirche in Beziehung zu treten. Das Misstrauen, welches vor allem die 

SBK während langer Zeit den Anliegen aus TheBe-Kreisen entgegengebracht hatte, war 

unterdessen, auch wegen einer neuen personellen Konstellation im Sekretariat der SBK, verflogen. 

Anders als beim Fastenopfer, bei Justitia et Pax oder der SBK, war die Solidaritätsarbeit der AG 

Kairos weniger auf das traditionelle katholische Milieu ausgerichtet. Vielmehr konzentrierte man 

                                                 
27 Antworten auf Fragen von Bruno Soliva durch Sr. Thomas Limacher vom 21. September 2010. 
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sich auf eine neue, eher ökumenische, alternative Szene, welche innerhalb der Kirchen, aber auch 

darüber hinaus, entstanden war. Ein Teil der Personen aus Missionskreisen fühlte sich ebenfalls als 

Teil dieses Umfelds und unterstützte die Ziele der AG Kairos. 

Die starke Verbundenheit der AG Kairos mit südafrikanischen Christen kam auch dadurch zum 

Ausdruck, dass die Gruppe stark vom Kairos-Dokument ausgegangen war und sich so eine starke 

theologische Grundlage geschaffen hatte, um im Sinne der Unterdrückten in Südafrika in der 

Schweiz zu wirken. Durch Sr. Claire-Marie Jeannotat, welche eher im Hintergrund, aber 

konsequent, für die Idee einer „prophetischen Kirche“ eintrat, verbanden sich die Anliegen des 

Kairos-Dokuments mit dem konkreten Handeln der AG Kairos.  

 

 3.9  Ein runder Tisch mit einem Draht zur Bischofskonferenz 

Ab Winter 1988/89 trat das katholische Engagement in der Schweiz gegen die Apartheid in eine 

neue und aktivere Phase. Zwei Gründe waren dabei entscheidend: Zum einen setzte der neue 

Präsident der SBK, Bischof Joseph Candolfi, in seinen Generalsekretär grosses Vertrauen und 

unterstützte dessen zahlreiche Initiativen und Aktionen zu Südafrika. Zum anderen entstand mit der 

Table ronde ein Koordinationsgefäss, das den Austausch zwischen den Solidaritätsbewegungen und 

der Kirchenleitung wesentlich verbesserte. Ferdinand Luthiger vom Fastenopfer hatte in jener Zeit 

erkannt, dass eine Südafrika-Plattform, welche offen sein sollte für verschiedenste Gruppierungen 

der Katholischen Kirche, eine Chance sein könnte für eine engere Zusammenarbeit und ein 

geeinteres Vorgehen. Die Schwierigkeiten bei den Bankengesprächen und die zunehmende Kritik an 

den Hilfswerken und kirchlichen Stellen, welche über den Verlauf der Gespräche nicht informieren 

konnten oder wollten, waren einer der Gründe für die Lancierung dieser Idee. Ferdinand Luthiger 

stellte sie im April 1988 dem Missionsrat vor. Eine Sondierung bei verschiedenen Stellen ergab, 

dass für die neue Einrichtung ein Bedürfnis vorhanden war. Das erste Treffen der von da an „Table 

ronde“ oder „Table ronde Afrique australe“ genannten Plattform, welche dem Missionsrat 

angegliedert wurde, erfolgte im Dezember 1988. Darauf traf man sich in regelmässigen Abständen. 

Die ASA auf reformierter Seite hatte ein katholisches Gegenstück gefunden. Die Runde, welche 

dem Austausch und der Koordination diente, stand einem breiten Kreis von Akteuren offen. Auch 

aus der Romandie schickten einzelne Bewegungen und Stellen Vertreter, der Kontakt zu den 

Reformierten wurde über die ASA oder Brot für Brüder sichergestellt. Für die SBK war P. Roland-B. 

Trauffer mit der Table ronde verbunden. Er konnte oft nicht an den Sitzungen teilnehmen, verfolgte 

aber den Prozess und war bereit, Aufgaben, für welche sich die SBK eignete, zu übernehmen oder 

an die Bischöfe weiterzuleiten. 
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Auch teilweise verbunden mit der Table ronde, aber relativ unabhängig, engagierte sich die JEC 

weiter intensiv gegen die Apartheid. Die „Jécistes“ waren beispielsweise an Schulen und 

Universitäten, nicht nur in der Romandie, präsent oder pflegten intensive Kontakte mit 

Organisationen und Bewegungen in Südafrika. Eine weitere Gruppe, die Groupe anti-apartheid 

Jura, war ebenfalls in der Romandie aktiv. Sie wurde von Sr. Claire-Marie Jeannotat begleitet, die 

den Kontakt dieser Gruppe zur Table ronde sicherstellte. In der Groupe anti-apartheid Jura waren 

vor allem junge Leute engagiert, welche schon, bevor sich Sr. Claire-Marie beteiligt hatte, selber 

aktiv geworden waren und wegen des Südafrikageschäfts gegen eine Bank in Delémont protestiert 

hatten. Sie umfasste ein breites Spektrum von Engagierten. Die einen stammten aus dem 

kirchlichen Umfeld, andere Gruppenmitglieder kamen aus der politischen Gruppe Combat 

socialiste hinzu. 

Unterdessen wurde das Problem „Südafrika“ immer mehr als ein Problem der ganzen Region in 

Afrika betrachtet, wie es zum Beispiel die Immenseer durch ihre Verbundenheit mit Zimbabwe 

schon länger getan hatten. Die Zusammenarbeit der kirchlichen Gruppen mit Parlamentariern 

verbesserte sich. Für die „Frontstaatendelegation“28 im Frühling 1989 konnten auch zwei 

bürgerliche Politikerinnen gefunden werden. Nach dem Besuch im südlichen Afrika schlug die 

Reisegruppe die Schaffung einer „Groupe de Concertation“ (Koordinationsgruppe) vor, als 

beratende Kommission für das EDA und den Bundesrat, in dem auch kirchliche Hilfswerke 

vertreten sein müssten. Dieser Vorschlag konnte ab Dezember 1990 verwirklicht werden. 

Zeitgleich wurde in Südafrika Willem de Klerk zum Präsidenten gewählt. Seine Bereitschaft, 

Reformen anzupacken, wurde vorerst aufgrund der Erfahrungen mit Pieter Willem Botha stark 

bezweifelt. Die Repression in Südafrika ging damals keineswegs zurück. So wurde der katholischen 

Zeitung „New Nation“, welche auch vom Fastenopfer unterstützt wurde, im Herbst 1989 mit der 

Schliessung gedroht. Das Fastenopfer und der Generalsekretär der SBK, P. Roland-B. Trauffer, 

reagierten schnell und unkompliziert. 

Ab Sommer 1989, während den Umschuldungsverhandlungen, wagten SBK und SEK zusammen 

einen leicht härteren Kurs gegenüber den Banken und gaben so den Delegierten an den 

Bankengesprächen mehr Rückendeckung. Die Kirchendelegation liess sich beim „Dialog“ mit den 

Banken unter anderen von den USA aus beraten. Einzelne, international vernetzte 

Gesprächsteilenehmer glaubten, durch gute Resultate in anderen Ländern ermutigt, Erfolge bei der 

                                                 
28 Ausgangspunkt für die Frontstaatendelegation war die Erklärung von Lusaka (Sambia) vom 8. Mai 1987: Die 

internationale Gemeinschaft und die Kirchen sollten ihre Hilfe und Unterstützung für die „Frontline States“ erhöhen. 

Die Initiative für die Reise war vom HEKS und Brot für Brüder ausgegangen. Auf katholischer Seite beteiligten sich 

auch das Fastenopfer und die SMB. 
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Einflussnahme auf die Banken in der Schweiz stünden kurz bevor. Es war den Kirchenvertretern 

auch gelungen, Unterstützung von Politikern für ihre Position in den Bankengesprächen zu 

bekommen. Umso grösser war dann die Enttäuschung, als die Banken mit Südafrika ein Abkommen 

schlossen, welches keineswegs den Forderungen der Kirchenseite entsprach. Der schon erwähnte 

Eklat bei den Bankengesprächen führte dazu, dass sich auch moderate Akteure wie Ferdinand 

Luthiger oder P. Damian Weber ähnlich wie die JEC oder die Gruppe Kairos zu äussern begannen 

und gegenüber den Schweizer Banken und der Schweizer Exportindustrie mit mehr Druck auftreten 

wollten. Ähnliche Überlegungen machte man sich anscheinend auch im Generalsekretariat der SBK. 

P. Roland B. Trauffer fragte nämlich noch einmal bei der SACBC nach, ob sich die Haltung der 

Bischöfe in Südafrika zu den Sanktionen verändert habe. Die Antwort lautete, man halte an der 

Position vom Mai 1986 nach wie vor fest. Wie genau ein wirtschaftlicher Druck aussehen könne, 

überlasse man Spezialisten. Obwohl dieses Schreiben die SBK nicht ermutigen konnte, den Boykott 

zu propagieren, rückten die übrigen Engagierten gegen die Apartheid in der Katholischen Kirche 

Schweiz Ende 1989 immer näher zusammen. 

Diese neu gefundene Zusammenarbeit entfaltete zwar durchaus auch neue Schlagkraft, in der 

öffentlichen Wahrnehmung aber wurde die Südafrikathematik in dieser Zeit durch andere 

internationale und innerkirchliche Ereignisse ein Stück weit in den Hintergrund gedrängt. Durch 

den Mauerfall in Berlin im November 1989 kümmerte sich die Weltöffentlichkeit nicht mehr so sehr 

um die Ereignisse in Südafrika. Die Katholischen Kirche in der Schweiz beschäftigte sich 

gleichzeitig mit der von Rom aus gesteuerten Personalpolitik in der Schweiz: Die 

Auseinandersetzungen um Bischof Wolfgang Haas standen innerhalb der Kirche im Scheinwerfer-

licht. Unter diesen Umständen fanden die Anfänge einer Veränderung in Südafrika in der 

Öffentlichkeit nur wenig Aufmerksamkeit. 

 

 3.10  Wie weiter nach der Freilassung Mandelas? 

Als am 11. Februar 1990 Nelson Mandela aus dem Gefängnis entlassen wurde, dachte eine breite 

Öffentlichkeit in der Schweiz, dass nun die Apartheid überwunden sei. Tatsächlich jedoch trafen 

schon bald Meldungen ein, welche von überaus grossen Ausbrüchen von Gewalt in Südafrika be-

richteten. Es gab eine erste Orientierungslosigkeit in der Schweiz, welcher die reformierten und 

katholischen Hilfswerke mit einer gemeinsamen Reise im Frühling 1990 begegneten. 

Viele Solidaritätsgruppen, Hilfswerke und missionarische Gemeinschaften waren skeptisch, ob die 

demokratischen Reformen nun ohne Druck aus dem Ausland verwirklicht werden könnten. 

Trotzdem fand man nun unter denjenigen, welche sich bisher gegen die Apartheid engagierten, nicht 
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mehr wirklich einen gemeinsamen Nenner. Die einzelnen Reaktionen innerhalb der Kirchen in der 

Schweiz fielen auch recht unterschiedlich aus. 

Bei der AG Kairos löste die Freilassung Nelson Mandelas gemäss den Protokollen keineswegs 

grosse Euphorie aus. Man versuchte, wie bisher weiterzuarbeiten. Vreni Schneider Biber von der 

ASA und Mascha Madörin waren zwei wichtige Expertinnen, die bestens über die Entwicklung 

Richtung mehr Gewalt in Südafrika orientiert waren. Sie sorgten mit dafür, dass die AG Kairos die 

Situation im Land weiterhin als sehr labil einschätzte und sich der Meinung anschloss, der Druck 

gegenüber der Regierung in Südafrika müsse weiter bestehen oder verstärkt werden. 

Diese Einschätzung war für viele der an der Table ronde vertretenen Organisation kennzeichnend. 

Man stellte sich auf den Standpunkt, das Apartheidsystem sei noch keineswegs abgeschafft und der 

Prozess könne jederzeit rückgängig gemacht werden. 

 

Dem Schluss, der Druck müsse weitergehen, wollte sich die SBK, vor allem beraten von P. Roland-

B. Trauffer, nicht in dieser harten Form anschliessen, doch reagierte sie auf den De Klerk-Besuch in 

der Schweiz im Mai 1990 mit einem Brief, der relativ hart mit der Schweizer Wirtschaft umging. 

Der Entwurf dieses Schreibens war innerhalb der Table ronde entstanden. Diese Plattform wurde 

immer mehr ein Organ, welches nicht nur dem Austausch diente, sondern auch aktiv handelte. Dies 

auch im Hinblick auf die ökumenisch angelegte Planung einer grossen Konsultation, welche die 

zukünftigen wirtschaftlichen Beziehungen zwischen der Schweiz und Südafrika im Visier hatte. 

Während der ökumenischen Fasten-Kampagne 1991 besuchte Bischof Wilfrid Napier auf Einladung 

des Fastenopfers die Schweiz. Dadurch festigten sich die Kontakte zwischen den Kirchen in 

Südafrika und der Schweiz. 
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Schluss 

Welche Positionen nahm die Katholische Kirche gegenüber dem Thema Apartheid in Südafrika ein? 

Welche Akteure aus dem katholischen Umfeld beteiligten sich an den Diskussionen und wurden 

aktiv? Welche Gründe lassen sich im Nachhinein aufzeigen für ein Aktivwerden oder fehlendes 

Engagement? Welche Anliegen standen für die einzelnen Akteure im Vordergrund? Diese und 

weitere Fragen standen am Anfang der Auseinandersetzung mit dem Thema Katholische Kirche in 

der Schweiz und Südafrika/Apartheid. Die Ergebnisse einer umfangreichen Archivarbeit in den 

verschiedenen kirchlichen Institutionen legen drei Phasen einer unterschiedlich intensiven 

Beschäftigung mit Südafrika und dem System der Apartheid nahe: 

In den 70er Jahren wurde das Thema innerhalb der Katholischen Kirche an der Synode 72 aktuell. 

Beeinflusst durch die Äusserungen und Aktivitäten des ÖRK wurde es primär unter dem Aspekt der 

Rassendiskriminierung angegangen, die wirtschaftliche Unterstützung des Apartheidsystems durch 

die Schweiz stand noch nicht im Vordergrund. Eine öffentliche Auseinandersetzung mit dem Thema 

fand während den 70er Jahren nur in beschränktem Rahmen statt. Die CAJ, durch direkte Kontakte 

für die Situation in Südafrika sensibilisiert, wurde für Südafrika aktiv. Dank Verbindungen zur SBK 

gelang es ihr, in einigen Fällen die Unterstützung der Bischöfe zu erhalten. Andere Gruppen und 

Organisationen blieben zu jener Zeit noch im Hintergrund. Dies gilt insbesondere für das 

Fastenopfer, welches zwar Projekte in Südafrika unterstützte, die Situation im Land im Rahmen der 

Informationsarbeit in der Schweiz aber kaum thematisierte. Auch die Missionsgesellschaften 

äusserten sich kaum. Zwar hatten sich die Kapuziner an der Synode 72 stark für die Verurteilung 

des Rassismus eingesetzt, ihr Engagement ging aber danach wieder zurück. Ganz im Gegenteil zu 

den Immenseern, die bereits in der zweiten Hälfte der 70er und vor allem in den 80er Jahren speziell 

für die Bewegungen an der Basis eine wichtige Rolle spielten. In anderen Missionsgesellschaften 

waren es vorwiegend Einzelpersonen mit Erfahrungen im südlichen Afrika, welche sich für das 

Thema engagierten. 

Mit dem Beginn der 80er Jahre rückte das Thema der Sanktionen und die Frage nach der 

wirtschaftlichen Zusammenarbeit der Schweiz mit Südafrika stärker in den Mittelpunkt. Die 

„Südafrika-Motion“, die das Verhalten der Schweizer Banken zum Inhalt hatte, wurde vom 

Pastoralforum sehr vorsichtig aufgenommen und an Justitia et Pax weitergeleitet. Dieser Schritt 

hatte Auswirkungen in doppelter Hinsicht: Südafrika und die Apartheid verloren für die 

Kirchenleitung für eine gewisse Zeit an Bedeutung. Dafür wurde Justitia et Pax zu einem 

„Kompetenzzentrum“ innerhalb der Katholischen Kirche in der Schweiz. Dem Generalsekretär Pius 
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Hafner fiel dabei eine zentrale Rolle zu. Stand in der ersten Hälfte der 80er Jahre die Arbeit an der 

Studie „Unsere Verantwortung für Südafrika“ im Vordergrund, weitete er sein Engagement ab 1985 

deutlich aus. Ein wichtiger Partner war dabei für ihn ab 1984 der neue Direktor des Fastenopfers, 

Ferdinand Luthiger. Mit dem Amtsantritt von P. Roland B. Trauffer als Generalsekretär der 

Bischofskonferenz im Herbst 1987 nahm auch die Kirchenleitung wieder eine aktivere Rolle ein. 

Wichtig für die Bischöfe in der Schweiz waren persönliche Kontakte zu ihren Kollegen in 

Südafrika. Es kam – zum Beispiel im Rahmen der Fasten-Kampagnen von Brot für Brüder und 

Fastenopfer – zu Besuchen von Delegationen der SACBC. Diese Treffen konnten zwar die 

vorsichtige und zurückhaltende Haltung der Schweizer Bischöfe nicht wirklich überwinden, sie 

führten aber dazu, dass sie sich in ihren Positionen, beispielsweise in der Sanktionenfrage, 

weitgehend an der Haltung der Südafrikanischen Bischofskonferenz orientierten. 

Ab Mitte der 80er Jahre wurden mit der JEC in der Romandie und der AG Kairos an der Basis zwei 

Gruppen aktiv, welche vor allem durch jüngere Menschen geprägt waren. Während die JEC ihren 

Schwerpunkt bei Bildungsfragen setzte, standen bei der AG Kairos die Solidarität mit den 

Apartheidopfern und die Unterstützung der Sanktionen durch die Schweiz im Vordergrund. In ihren 

Forderungen gingen beide Bewegungen bedeutend weiter als die Kirchenleitung und auch das 

Fastenopfer. So lehnte insbesondere die AG Kairos den Dialog mit den Banken im Rahmen der 

Bankengespräche zwischen 1986 und 1989 ab. 

Die Apartheidthematik fand vielfältigen Eingang in die Kampagnenunterlagen von Brot für Brüder 

und Fastenopfer. Standen 1984 die finanziellen Aspekte im Vordergrund, war Südafrika bei der 

Menschenrechtskampagne „Ketten sprengen“ von 1986 eines der Beispielländer. Im Rahmen der 

dieser Kampagnen wurden auch immer wieder bischöfliche Delegationen aus Südafrika eingeladen. 

Diese persönlichen Kontakte waren sowohl für die Bischöfe als auch für die Basisaktivisten und -

aktivistinnen der AG Kairos und weitere Engagierte von grosser Bedeutung. 

Gegen Ende der 80er Jahre kamen sich die verschiedenen Südafrika-Engagierten innerhalb der 

Katholischen Kirche in ihren Positionen und Forderungen näher. Dies lässt sich vor allem auf die 

Entwicklung der politischen Lage in Südafrika zurückführen. Man rechnete nicht mit einer baldigen 

Verbesserung der Situation. Bei gemässigten Akteuren wie dem Fastenopfer und Justitia et Pax 

führten zudem der unbefriedigende Verlauf der Bankengespräche und der Eindruck, die Gespräche 

würden von Bankenseite als unverbindlicher Gedankenaustausch angeschaut, zu einer zunehmend 

kritischen Haltung. An der grossen Südafrika-Tagung vom Januar 1989 in Freiburg, welche die AG 

Kairos organisiert hatte, beteiligten sich zum Beispiel Ferdinand Luthiger und Pius Hafner als 

Atelierleiter. Bereits im Dezember 1988 kam es zudem zur Gründung der Table ronde. Damit 

bestand eine breite Plattform, die den Austausch unter den Gruppierungen innerhalb der 
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Katholischen Kirche aus allen Landesteilen vereinfachen sollte. Zudem gewährleistete sie die 

Verbindung zur ASA, dem bereits länger existierenden Zusammenschluss der reformierten 

Südafrika-Engagierten. 

 

Abschliessend kann also festgehalten werden, dass während der 70er und frühen 80er Jahren eine 

vorsichtige und eher zögerliche Haltung gegenüber dem Thema Südafrika und Apartheid überwog. 

Zwischen 1985 und 1991 nahm der Einsatz gegen die Apartheid innerhalb der Katholischen Kirche 

dann stetig zu. In dieser Zeit vernetzten sich die Akteure besser, dies auch mit reformierten Gruppen 

und nichtkirchlichen Bewegungen. Das Engagement wurde in der Öffentlichkeit dadurch vermehrt 

wahrgenommen. Es wurde bis in die Politik hinein anerkannt, dass auch die Katholische Kirche 

etwas zum Problem der Apartheid zu sagen hatte. Das Urteil über die Rolle der Schweizer Banken 

und der Wirtschaft fiel in vielen Fällen nicht einheitlich aus. Obwohl den meisten Akteuren auf 

kirchlicher Seite klar war, dass man zu den Menschenrechtsverletzungen eigentlich nicht schweigen 

durfte, standen dann doch politisches Kalkül und wirtschaftliche Interessen nicht selten im 

Vordergrund. 

Vor allem die Kirchenleitung der Katholischen Kirche in der Schweiz war zuerst nicht bereit, sich 

mit dem Thema vertieft auseinanderzusetzen. Auf verschiedene Anfragen und Bitten um 

Unterstützung im Engagement gegen die Rassentrennung reagierte man aus verschiedenen Gründen 

mit Abwehr und Verzögerung. Der Umgang mit der Situation in Südafrika war stark von den 

jeweiligen Personen abhängig, die innerhalb der SBK für solche Fragen zuständig waren. Im 

Nachhinein ist auch erkennbar, dass die Kirchenleitung in den 70er und Anfang der 80er Jahren 

noch stark mit sich selbst und ihrer neu zu definierenden Rolle in einer sich ändernden Gesellschaft 

beschäftigt war. Sie war hin und her gerissen zwischen einem konservativ geprägten spirituell-

seelsorgerlichen Auftrag einerseits und klaren Bekenntnissen und entschiedenen Forderungen gegen 

die menschenunwürdige Rassentrennung andererseits. Letztere verunsicherten nicht nur das 

traditionell-konservativ geprägte Kirchenvolk, sondern wurden auch von politisch-wirtschaftlicher 

Seite als einseitig und „links“ denunziert. Der Kirchenleitung fehlte in dieser Frage eine klare und 

einheitliche Orientierung. 

Nach und nach stellte sich die SBK dann aber, immer mit einer gewissen Vorsicht, hinter die 

Anliegen ihrer Mitbrüder in Südafrika, welchen sie vertraute und sich nicht zuletzt durch die 

entstandenen persönlichen Kontakte verbunden fühlte. Einen wichtigen Beitrag zu diesem sich 

langsam entwickelnden Gesinnungswandel der SBK lieferten vor allem Pius Hafner von Justitia et 

Pax, dessen Einfluss für die SBK neben demjenigen der SACBC als entscheidend für eine Änderung 

Richtung mehr Engagement gegen das Apartheidsregime angesehen werden muss, und Ferdinand 
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Luthiger vom Fastenopfer. Hinzu kamen Anstösse und konkrete Informationen durch den 

Missionsrat und einzelner Personen wie zum Beispiel Sr. Claire-Marie Jeannotat von den 

Menzingerschwestern und P. Damian Weber von den Mariannhillern. Anlässe und Aktionen, die 

wie die Südafrika-Tagung von der Basis ausgingen, spielten ebenfalls eine zentrale Rolle. Mit der 

Table ronde gelang es schliesslich, eine Plattform zum Thema zu bilden, die in dieser Breite 

aussergewöhnlich war. 

Die Untersuchung des vorhandenen Archivmaterials und die Interviews mit Zeitzeugen 

verdeutlichen, dass das Engagement der verschiedenen Akteure in der Katholischen Kirche Schweiz 

gegen das Apartheidregime die Verhältnisse in der damaligen Schweizer Gesellschaft widerspiegelt. 

Es gab weder eine einheitliche Beurteilung der Lage, noch eine einheitliche Haltung gegenüber 

einer politischen und wirtschaftlichen Verantwortung in der Schweiz. Etwas mehr Engagement und 

Entschiedenheit der schweizerischen katholischen Kirchenleitung bei ihrem Einsatz für die 

Menschenwürde und die Rechte aller Menschen in Südafrika hätte im Nachhinein betrachtet ihrer 

Glaubwürdigkeit in diesen Fragen genutzt. Das mitunter unentschlossene Zögern und das Ignorieren 

drängender menschenrechtspolitischer Fragen sprechen für eine tiefe Verunsicherung und schlichte 

Überforderung in solch wichtigen Fragen. Die Kirchenleitung hätte gut daran getan, wenn sie die 

Stimmen der engagierten Basis und erfahrener Mitglieder von Missionsgesellschaften früher und 

ernsthafter zur Kenntnis genommen hätte. Menschenrechtsfragen sprengen stereotype politische 

Links-Rechts-Schemata, und politische Rücksichtnahmen laufen Gefahr, von der Geschichte 

eingeholt zu werden. 
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Abkürzungen 

AAB/MAAS Anti-Apartheid-Bewegung/Mouvement Anti-Apartheid Suisse 

ANC African National Congress 

ASA/KEM Arbeitsgruppe Südliches Afrika (der Evangelischen Hilfswerke und 

 Missionen)/Kooperation Evangelischer Kirchen und Missionen 

asa Arbeitsgruppe Südliches Afrika (Gegenorganisation zur AAB,  Rechtsbürgerliche 

Kampforganisation, gute Verbindungen zum Parlament) 

BfB Brot für Brüder 

EvB Erklärung von Bern 

CAJ Christliche Arbeiterjugend 

CETIM Centre Europe – Tiers monde Genève 

CIDSE Coopération Internationale pour le Développement et la Solidarité 

CIIR Catholic Institute for International Relationship 

CVP Christlichdemokratische Volkspartei (ab 1957 bis 1970 „Konservativ-

 Christlichsoziale Volkspartei“) 

EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten 

FO Fastenopfer 

HEKS Hilfswerk der Evangelischen Kirchen Schweiz 

ISaKo Interdiözesane Sachkommission (Synode 72) 

J+P Schweizerische Nationalkommission Justitia et Pax 

JEC Jeunesse étudiante chrétienne 

JOC/E Jeunesse ouvrière chrétienne / Juventud Obrera Cristiana Española Emigrante 

MAAS Mouvement anti-apartheid de Suisse 

NGK Nederduits Gereformeerde Kerk  

O.V. Ordentliche Versammlung (der SBK)  

OeME Fachstelle für Ökumene, Mission und Entwicklung (Zentral im Zusammenhang 

mit dem Thema „Südafrika“: OeME-Stelle der Reformierten Kirchen Bern – Jura) 

ÖRK Ökumenischer Rat der Kirchen 

SACBC Southern African Catholic Bishops’ Conference 

SACC South African Council of Churches 

SBK Schweizer Bischofskonferenz 

SEK Schweizerischer Evangelischer Kirchenbund 
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SMB Missionsgesellschaft Bethlehem in Immensee („Immenseer“) 

SP Sozialdemokratische Partei 

TheBe Theologische Bewegung für Solidarität und Befreiung 

YCS Young Christian Students 

YCW Young Christian Workers 


